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I. Vorbemerkung 

Gewalt in der Familie und im sozialen Nahraum ist nicht mehr länger Privatsache, in die der Staat sich 
nicht einzumischen hat. Mit der Einführung des Gewaltschutzgesetzes zum 1. Januar 2002 hat der Staat 
den letzten notwendigen Schritt zur Ächtung der Gewalt in der Gesellschaft getan. 
Das Gewaltschutzgesetz bringt insoweit neue, erweiterte Möglichkeiten, als den betroffenen Verletzten 
nunmehr eigene Rechte zur zunächst zivilrechtlichen Abwehr von Übergriffen zur Verfügung stehen. Die 
Schutzanordnung, die Gewaltopfer, aber auch Opfer von Drohungen und wiederholten auch telefoni-
schen Belästigungen erwirken können, bieten einen, wenn auch in der Regel befristeten, zeitlichen und 
räumlichen Schutz vor weiteren Übergriffen, der zudem in § 4 Gewaltschutzgesetz in seiner Durchset-
zung strafbewehrt ist. 
Um diesen Schutz praktisch wirksam werden lassen zu können, bedarf es einer gezielten Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft einerseits, und Amtsgericht in Familiensachen bzw. allgemeinen 
Zivilsachen andererseits. Denn nur wenn auf akutes polizeiliches Eingreifen, ggf. mit Anordnung einer 
Wegweisung gegenüber dem Täter, eine tatsächlich spürbare Maßnahme im zivilrechtlichen und auch im 
strafrechtlichen Bereich folgt, ist eine Durchbrechung der häufig seit Jahren funktionierenden innerfa-
miliären bzw. beziehungsimmanenten Gewaltspirale wirkungsvoll denkbar. Folgt dem polizeilichen Ein-
greifen keine Schutzanordnung oder strafrechtliche Verfolgung, besteht die konkrete Gefahr, dass der 
Täter dies als Zeichen einer positiven Verstärkung seines falschen Verhaltens missversteht. Wissenschaft-
lich ist inzwischen vielfach erwiesen, dass die Phase der Gegenwehr und die Phase der Trennung die 
höchste Gefährdung für die durch häusliche Gewalt Betroffenen darstellt. Aus diesem Grund ist das 
rechtliche Instrumentarium über die polizeiliche Wegweisung bis zur Schutzanordnung im Eilverfahren 
bewusst nahtlos ineinander übergreifend ausgestaltet, um diesen Gefahren bestmöglich entgegenzuwir-
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ken. Dabei geht es nicht nur um die Frage, ob eine Schutzanordnung auf Antrag der Betroffenen erlassen 
wird, sondern auch darum, wie schnell dies erfolgt. Wird nämlich das Ineinandergreifen des rechtlichen 
Schutzinstrumentariums durch überlange Verfahrensdauer, im zivil- oder familienrechtlichen wie im 
strafrechtlichen Bereich, behindert, steigt die Gefährdung der Betroffenen nach derzeitigen Erkenntnis-
sen deutlich überproportional. Dabei kann dahinstehen, ob die überlange Verfahrensdauer auf nicht op-
timaler Nutzung der Möglichkeiten der vorhandenen Verfahrensvorschriften oder auf übermäßiger Belas-
tung der Justiz durch eine hohe Anzahl von Verfahren häuslicher Gewalt beruht:  
Auf Ersteres deuten die Ergebnisse der Umfrage hin, wenn mitgeteilt wird, dass die Schlichtung in der 
vom Familien- oder Zivilgericht angeordneten mündlichen Verhandlung wegen des im Antrag mitgeteil-
ten dramatischen Geschehens erschwert wird. Eine Schlichtung läuft den eilbedürftigen Schutzinteressen 
des Antragstellers oder der Antragstellerin angesichts der Gefährdungssituation zumeist zuwider und ist 
im Eilverfahren auch weder notwendig, noch vorgesehen.  
Letzteres lässt sich aus den auf die Umfrage eingegangenen Zahlen zwar nicht abschließend belegen, da 
Erfassungsgrad und einheitliche Erfassung innerhalb eines Bundeslandes im zivilrechtlichen oder straf-
rechtlichen Bereich nicht sicher überprüfbar oder statistisch belastbar erscheinen. Das mitgeteilte Zah-
lenmaterial kann insoweit aber zur Veranschaulichung von Mindestzahlen dienen, die eine regional teils 
erhebliche Belastung belegen.1 
Sicher ist jedenfalls, dass eine Unterbrechung der durch die Verfahrensabschnitte in Gewaltschutzsachen 
geschaffenen Schutzrahmen die Betroffenen über Gebühr gefährdet. 

II. Die wesentlichen Erkenntnisse 

Aus Sicht des djb ist auf der Grundlage der Auswertung von Angaben aller Bundesländer zur Umsetzung 
des Gewaltschutzgesetzes Folgendes festzustellen:  

1. Die Regelung der Zuständigkeiten muss reformiert werden  

Im Bereich der Zivilgerichtsbarkeit hat die Umfrage ergeben, dass die prozessualen Zuständigkeiten 
dringlich einer Vereinfachung und Neuregelung bedürfen. Die Zuständigkeitsstreitigkeiten, die zu Lasten 
der Antragstellerinnen und Antragsteller ausgetragen werden, kosten unnötig Ressourcen, die für die 
Sachbearbeitung der gerade in diesem Bereich arbeitsintensiven Fälle dringend erforderlich sind. Die 
Lösung liegt nicht in einer Begründung der Zuständigkeit vor den allgemeinen Zivilgerichten, wie es von 
Thüringen vorgeschlagen wird. Die Verfahren vor dem Familiengericht und die Verfahren vor dem Zivilge-
richt folgen grundsätzlich unterschiedlichen Verfahrensordnungen. Die für das im Verfahren vor dem 
Zivilgericht geltende Parteimaxime ist für das Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz vor allem deshalb 
ungeeignet, weil damit die Frage der Strafbarkeit nach § 4 GewSchG an den Wahrheitsvortrag einer Par-
tei gebunden ist, ohne investigative Elemente seitens des Gerichts zu möglichen. Dies ist angesichts des § 
2 StGB zumindest bedenklich. Demgegenüber ist das an den Amtsermittlungsgrundsatz nach dem FGG 
gebundene Verfahren vor dem Familiengericht an einen objektiven Wahrheitsbegriff geknüpft, der dieser 
Problematik eher gerecht wird. Ein praktikables Eilverfahren ist darüber hinaus unabdingbar, da nur so 
der akuten Bedrohungssituation der Antragsteller angemessen Rechnung getragen werden kann. Dies 
bedeutet für die Neuregelung der Zuständigkeiten, dass im FGG ein isoliertes Eilverfahren installiert 
werden muss, das auf Antrag eine mündliche Verhandlung ermöglicht, wie es in den bereits begonnen 
Vorüberlegungen zu einer FGG-Reform enthalten ist. Dabei wird schließlich auch die Möglichkeit der 
Konzentration dieser Verfahren an einem Amtsgericht des jeweiligen Bezirks zur Bündelung des Sach-
verstands zu prüfen sein. 

                                                           
1  Die von Niedersachsen nach dem PEBB§Y-Schlüssel umgerechneten Richterpensen erscheinen insoweit nicht beispielhaft, da 

zum einen der für PEBB§Y festgelegte Schlüssel andere Grundbewertungen für die richterlichen Pensen enthält als die früher 
zugrunde gelegten Pensen und zum anderen die Zahlen aus Nordrhein-Westfalen und Berlin eindeutig andere Zahlenauf-
kommen belegen. Zudem beziehen sich die Zahlen für Niedersachsen ausschließlich auf die Familiensachen, die auf Grund 
der Zuständigkeitsregelung durch die 6-Monatsregel nur einen Ausschnitt der Verfahren aus dem Gewaltbereich darstellen, 
und werden in ihrer Verallgemeinerungsfähigkeit bereits in der Mitteilung des Landes einschränkend diskutiert. 
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2. Der besondere Sachverstand in der Strafverfolgung fördert die Rechtsdurchsetzung 

Im Bereich der Strafverfolgung hat sich die Bündelung des für die Verfahren erforderlichen Sachverstands 
und die Schaffung von Sonderdezernaten weitgehend durchgesetzt, wenn auch in unterschiedlicher 
Ausformung. Soweit Amtsanwaltschaften in den Ländern vorgesehen sind, sollten auch in ihrem Zustän-
digkeitsbereich Sonderdezernate geschaffen werden. Unverzichtbar erscheint auch die Einrichtung von 
Sonderdezernaten bei den Staatsanwaltschaften. Dazu gehört die Verteilung der Zuständigkeit anhand 
einer sorgfältigen Definition der häuslichen Gewalt, um alle in diesen Bereich gehörenden Delikte zu 
erfassen, einschließlich der Kapitaldelikte. Hier bietet sich innerbehördlich ggf. die Umverteilung der 
Aufgaben einschließlich des Einsatzes von (in der Regel mindestens zwei) Sonderdezernentinnen oder 
Sonderdezernenten an. So lässt sich der gerade in diesem Arbeitsbereich notwendige kollegiale Aus-
tausch und die einheitliche Bearbeitung im Urlaubs- oder Krankheitsfall gewährleisten.  
Zudem ist die gesonderte Erfassung der Verfahren zur Schaffung einer verlässlichen Zahlenbasis für die 
weitere Planung der Arbeit und zur Einschätzung des Vernetzungsbedarfs insbesondere für Maßnahmen 
nach § 153a StPO oder § 57 StGB für die Täter unverzichtbar. Dieses Zahlenmaterial wird auch für die 
zukünftige Auslastung der nach dem europäischen Rahmenbeschluss vom 15. März 2001 vorzusehenden 
Opferunterstützungsmaßnahmen benötigt. 

3. Die Arbeit der Justiz muss sachgerecht erfasst und bewertet werden 

Die Problematik der Gewaltschutzsachen, deren Lösung das GewSchG zum Gegenstand hat, fordert und 
fördert sowohl im Bereich der Zivilgerichtsbarkeit als auch im Bereich der Strafverfolgung einen anderen, 
neuen, weil intensiveren Umgang mit den vor die Justiz gebrachten Sachverhalten. Dies bedingt bei 
Richterinnen und Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten erhöhtes Engagement und die sorg-
fältigere Bearbeitung der Fälle. Eine solche Arbeitsleistung wird aber nur durch sachgerechte Anerken-
nung und Bewertung der Arbeit zu bewirken sein. Werden Arbeitsanforderungen dagegen in einer Weise 
erhöht, die die Zielerreichung unmöglich macht, wäre dies motivationspsychologisch ein Führungsfehler. 
Schon deshalb erscheint es unabdingbar, der besonderen Problematik der Gewaltschutzsachen in der 
Fortschreibung der PEBB§Y-Geschäfte sowohl im Zivil- und Familienrecht, aber auch im Strafrecht 
Rechnung zu tragen.  
Sinnvoll erscheint es, für diese Verfahren eigene Geschäfte einzurichten. Die Untersuchung zeigt, dass 
hier Veränderungsbedarf besteht. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die konkrete Erfassung der Zahlen im 
Zivilbereich erst in 2004 erfolgt und im strafrechtlichen Bereich gar nicht erfasst wird, wenn nicht ein-
zelne Behördenleitungen zur Schaffung eines Überblicks dies selbst veranlassen. 
Da über die Personalbedarfsberechnung nach PEBB§Y zwangsläufig auch eine Bewertung der Verfahren 
und damit eine Schwerpunktsetzung der Arbeit in einem Gericht oder einer Staatsanwaltschaft erfolgt, 
ist PEBB§Y (entgegen der in den Antworten aus Brandenburg und Niedersachen aufscheinenden Ein-
schätzung), ein Steuerungsinstrument für das Leitbild des Richters oder Staatsanwalts in der praktischen 
Arbeit. Durch die aktuellen Basiszahlen in den Bereichen der Zivilgerichtsbarkeit und der Strafverfolgung 
wird die Aktenbearbeitung am Schreibtisch ohne Einbeziehung der Betroffenen durch Anhörung oder 
Vernehmung bevorzugt gefördert. Gerade die Ergebnisse der jüngsten Forschungen, die zu den Bereichen 
häuslicher Gewalt, Gewalt gegen Frauen und Gewalt gegen Männer im Auftrag der Bundesregierung 
durchgeführt wurden, belegen die Notwendigkeit einer anderen Bearbeitungsweise. Zeitintensive Fallbe-
arbeitung, die problemorientiert demnach gerade in den Gewaltschutzsachen erforderlich ist, ist gegen-
wärtig in den Bewertungszahlen von PEBB§Y nicht eingerechnet. Fachlich gute Arbeit ist damit nur auf 
Kosten der Freizeit des einzelnen Richters oder der Richterin oder des einzelnen Staatsanwalts oder der 
Staatsanwältin möglich. Die Gefahr von Arbeitsunzufriedenheit mit allen bekannten Folgen liegt auf der 
Hand. Schlussendlich führt dieser Weg auf Kosten der Rechtssuchenden zum Akzeptanzverlust gegen-
über der Justiz als dritter Säule der Demokratie. 
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4. Informationsaustausch und Vernetzung wären sinnvoll – ein Leitfaden würde Umsetzung 
fördern – punktuell werden Ressourcen benötigt 

Sowohl die Sammlung als auch der Austausch der gerade im Rahmen der multi-institutionellen Vernet-
zung allerorts entstandenen Informations-, Beratungs- und Fortbildungsmaterialien ist sinnvoll, um eine 
Vielfachnutzung einerseits und Doppelarbeit andererseits zu vermeiden. Dies könnte zur Entwicklung 
eines Leitfadens (Best Practice) für die Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz führen. 
An einigen Punkten werden Ressourcen benötigt. So sind für die Durchführung der zwingend notwendi-
gen Täterarbeit finanzielle Mittel erforderlich, auch wenn die Übernahme finanzieller Verantwortung 
durch die Täter essentiell bleibt. Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein zeigen, dass dies auch in 
Zeiten knapper Kassen möglich ist, insofern sie für die Sicherstellung der Vernetzung und Fortbildung 
und für die Täterarbeit feste Finanzierungen geschaffen haben. 
Die von einigen Ländern erwähnte Fortbildung der Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte ist unabdingbar, um eine problemgerechte und ressourcenorientierte optimale Bearbei-
tung der Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz in der zivil- und strafrechtlichen Praxis zu gewährleis-
ten. Sie ist fortzuführen, zu intensivieren und an die Übernahme der Arbeit im Bereich der Gewaltschutz-
sachen zu binden. 

III. Zur Umfrage des djb im Einzelnen 

Die Länderumfrage des Deutschen Juristinnenbundes – im Wege der Versendung von Fragebögen - wurde 
von allen Bundesländern beantwortet. 
Die Antworten erfolgten im Zeitraum vom 30. April 2004 bis 7. September 2004, meist im Juni und Juli 
2004. Die Ergebnisse zeigen also die Entwicklungen bis Sommer 2004; die Entwicklung der Geschäfts-
zahlen unter der Geltung des bundesweit vereinbarten Systems nach PEBB§Y2 sind folglich nicht einbe-
zogen.  
Die Länder knüpfen zu einem erheblichen Teil an Festlegungen von Pensen in dem System nach PEBB§Y 
an, wenn Fallzahlen berichtet wurden. Da dies nicht einheitlich in allen Antworten geschah, sind sie in 
der Auswertung jeweils ausdrücklich benannt. So kommt es zwar zu Wiederholungen, doch wird auch die 
Herleitung der Zahlen deutlich. 
Haben Länder keine Angaben gemacht, erfolgt in der Auswertung der Vermerk „ keine Angabe“. „ Keine 
Angabe möglich“ bedeutet, dass aus den in der Rubrik „ Zusätzliche Angaben“ gemachten Gründen keine 
Angabe möglich war. 

A. Das Gewaltschutzgesetz in der Zivilgerichtsbarkeit 

1. 
a) Können Fallzahlen zu den beantragten Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz für 
2002 für die Familiengerichte und die allgemeinen Zivilgerichte mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Familiengerichte: 400 

Zivilgerichte: 152 Verfahren 

Nach einem Beschluss des Statistikausschusses im Jahre 2002 
erfolgte die Erfassung der familienrechtlichen Verfahren nach 
dem Gewaltschutzgesetz zunächst unter der Rubrik „ Geschäfts-
anfall an sonstigen Verfahren.“ Ab Februar 2002 erfolgte eine 
Sondererhebung aller in diesem Jahr anhängig gewordenen Ver-
fahren, getrennt nach Familien- und Zivilverfahren.  

                                                           
2 Die Justizministerinnen und Justizminister haben 1998 bzw. 2000 beschlossen, für den richterlichen, staats(amts-) 

anwaltlichen und Rechtspflegerdienst sowie für den mittleren, einfachen und Schreibdienst in der ordentlichen Gerichtsbar-
keit ein neues fortschreibungsfähiges System der Personalbedarfsberechnung zu entwickeln. PEBB§Y – Gutachten und 
weitere Informationen sind u. a. über www.mj.niedersachsen.de unter dem Link „ Themen“ zu finden. 
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Bayern Geschätzt insgesamt 1420 
Verfahren.  

Für 2002 hat das Bayerische Staatsministerium der Justiz bei den 
72 Amtsgerichten eine Umfrage nach den anhängig gemachten 
Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz gemacht. Die mitgeteil-
te Zahl ist eine Schätzung der Verfahren vor Amts- und Zivilge-
richten. 

Berlin Nach §§ 1 und 2 GewSchG: 

451 Anordnungen vor den 
Familiengerichten. 

Über die Zahl der Anträge liegen keine Erkenntnisse vor, ebenso 
wenig über die Anzahl der Anordnungen durch die Zivilgerichte, 
da diese Daten im Rahmen der Zählstatistik nicht erfasst werden. 

Brandenburg Für 2002 können keine Anga-
ben gemacht werden. 

 

Bremen Keine Zahlen angegeben.3  

Hamburg Keine Angaben möglich. Gewaltschutzverfahren werden in den Statistiken für die Famili-
ensachen erst seit 1. Januar 2003 erfasst, so dass für 2002 keine 
Daten vorhanden sind. 

Hessen Keine Angaben möglich. Fragen zum Zivilbereich werden ohne Beteiligung der gerichtli-
chen Praxis beantwortet, da eine solche angesichts der dortigen 
Arbeitsbelastung nicht zu beantworten wäre. 

Es wäre überlegenswert, den örtlichen Untergliederungen oder 
Mitgliedern des djb die Gründung von oder die Beteiligung an 
entsprechenden Aktivitäten zu empfehlen. Auf dieser örtlichen 
Eben können die Gerichte auch unmittelbar angesprochen wer-
den. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben möglich. Für das Jahr 2002 wurden in den Auswertungstabellen des StaLa 
M-V keine Verfahren nach dem GewSchG gesondert ausgewiesen. 

Niedersachsen Familiengerichte: 901 Die Zahl der bei den Zivilgerichten anhängig gewordenen Verfah-
ren lässt sich den gegenwärtig geführten Statistiken noch nicht 
entnehmen. Insoweit wird erst die zum 1. Januar 2004 geänderte 
Erfassung Auskunft geben können. 

Nordrhein-
Westfalen 

Für 2002 können keine verläss-
lichen Zahlen mitgeteilt wer-
den.  

 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich. Die Verfahren nach dem GewSchG werden erst seit 2003 erfasst 
(nur Verfahren vor den Familiengerichten). 

Saarland Keine Angaben möglich. Die saarländische Justiz hat erstmals 2003 gesondert die Anzahl 
der ergangenen Maßnahmen nach dem GewSchG erhoben, dabei 
nur vor den Familiengerichten. 

Sachsen Familiengerichte: 92 Verfahren 

Zivilgerichte: 37 Verfahren 

Insgesamt 129 Verfahren 

 

Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Bis 31. Dezember 2003 sind Anträge nach dem GewSchG statis-
tisch nicht gesondert erhoben worden. Die Anteile am richterli-
chen Personalbedarf für die Jahre 2002 und 2003 , die 
ausschließlich durch Verfahren nach dem GewSchG vor den 
Familiengerichten und den Zivilgerichten verursacht wurden, 
können deshalb nicht ermittelt werden.  

Schleswig-Holstein Keine Angaben möglich. Die bundesweite Statistik erhebt entsprechende Daten nach dem 
Gewaltschutzgesetz im Bereich Familiensachen seit 1. Januar 
2003 und im Bereich Zivilsachen seit 1. Januar 2004. 

Thüringen Keine Angaben möglich. Die bundeseinheitliche Geschäftsanfallstatistiken erfassen Maß-
nahmen nach dem GewSchG bei den Familiengerichten seit 1. 
Januar 2003 und im Bereich der Zivilgerichte seit 1. Januar 2004. 

                                                           
3 Der Antwort war eine ausführliche Mitteilung des Senats vom 6. Januar 2004 an die Bremische Bürgerschaft „ Zwischenbi-

lanz Gewaltschutzgesetz und Wegweisungsrecht“ (Drucksache 16/109) beigefügt. 
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1. 
b) Können Fallzahlen zu den beantragten Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz für 
2003 für die Familiengerichte und die allgemeinen Zivilgerichte mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Gemeinsame Zählung Familien-
gericht und Zivilgericht: 

Nach § 1 GewSchG: 416  

Nach § 2 GewSchG: 139  

Insgesamt:  

555 Verfahren 

Seit 1. Januar 2003 gesonderte statistische Erfassung und Aus-
weisung der Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz. 

Bayern Nach § 1 GewSchG: 890  

Nach § 2 GewSchG: 261 Ver-
fahren vor den Familiengerich-
ten 

Die Geschäftsstatistik für Familiensachen nach dem Gewalt-
schutzgesetz wird seit 1. Januar 2003 erhoben. 

Vor den Zivilgerichten werden die Gewaltschutzverfahren erst seit 
Januar 2004 erfasst. 

Berlin Nach vorläufigen Angaben: 

Nach § 1 GewSchG: 451  

Nach § 2 GewSchG: 98 Anord-
nungen 

Siehe unter 1.a) 

Brandenburg Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 144  

Nach § 2 GewSchG: 79  

Anträge 

Da die Justizstatistik nur die familiengerichtlichen Verfahren 
erfasst, dürften weit mehr Verfahren anhängig gewesen sein. Eine 
Befragung der Gerichte im November 2003 ergab insgesamt 257 
Anträge, wovon 45 zurückgenommen und 15 zurückgewiesen 
wurden.  

Bremen AG Bremen: 

Nach § 1 GewSchG: 36  

Nach § 2 GewSchG: 32  

AG Bremerhaven: 

Nach § 1 GewSchG: 23  

Nach § 2 GewSchG: 3  

AG Bremen-Blumenthal: 

Geschätzt insgesamt ca. 10  

Anträge 

Die Angaben betreffen den Zeitraum seit Beginn der statistischen 
Erhebungen zum GewSchG am 1. Januar 2003. 

Hamburg Familiengericht: 

Nach § 1 GewSchG: 240  

Nach § 2 GewSchG: 71 Anträge  

In 2004 bis Ende Februar: 

Nach § 1 GewSchG: 53 

Nach § 2 GewSchG: 18 

Hessen Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 412 

Nach § 2 GewSchG: 211 Ver-
fahren 

Siehe unter 1.a) 

Zahlen zu Gewaltschutzverfahren in Zivilsachen liegen nicht vor, 
da sie in 2003 nicht gesondert erhoben wurden. Ab 1. Januar 
2004 werden die Gewaltschutzverfahren durch den neuen Sach-
gebietskatalog erfasst. Eine Aufgliederung nach §§ 1 und 2 
GewSchG wie bei den F-Verfahren wird wegen der geringen Zahl 
jedoch nicht erfolgen. 

Ab 1. Januar 2006 werden alle F-Sachen, die in die Zuständigkeit 
des Richters fallen, auch die Verfahren nach dem Gewaltschutz-
gesetz, mit Zählkarte erfasst. 
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Mecklenburg-
Vorpommern 

Familiengericht: 
Nach § 1 GewSchG: 116 
Nach § 2 GewSchG: 61 Verfah-
ren. 

Zivilgericht: 
1. Halbjahr: 28 Verfahren 
2. Halbjahr: keine Zahlen aus-
gewertet. 

Auf Grund der zum 1. Januar 2003 erfolgten Änderung der An-
ordnung über die Zählkartenerhebung in Zivilverfahren und Fami-
liensachen (ZP/F-Statistik) werden diese Verfahren in der Mo-
natsübersicht über Familiensachen vor dem Amtsgericht unter 
„ Geschäftsanfall an sonstigen Verfahren“ als Verfahren nach dem 
GewSchG, getrennt nach § 1 und § 2 GewSchG erfasst. 

Eine für das 1. Halbjahr auf Veranlassung des BMJ veranlasste 
Sonderauswertung für die Verfahren nach dem Gewaltschutzge-
setz ergab die genannten Zahlen. Eine Sonderauswertung für das 
zweite Halbjahr erfolgte nicht.  

Niedersachsen Familiengerichte: 
Nach § 1 GewSchG: 740 
Nach § 2 GewSchG: 491 an-
hängige Verfahren 

Die Zahl der bei den Zivilgerichten anhängig gewordenen Verfah-
ren lässt sich den gegenwärtig geführten Statistiken noch nicht 
entnehmen. Insoweit wird erst die zum 1. Januar 2004 geänderte 
Erfassung Auskunft geben können. 

Nordrhein-
Westfalen 

Anträge Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 1.371 
Davon zurückgenommen.: 241 
Abgewiesen: 69 
Anordnungen: 1.061 

Nach § 2 GewSchG: 741 
Davon zurückgenommen: 136 
Abgewiesen: 42 
Anordnungen: 563 

 

Die Erhebung4 von Fallzahlen zu den beantragten Schutzanord-
nungen nach dem GewSchG durch Zählkarten ist bundesweit erst 
ab 2006 vorgesehen. 

NRW hat für das Jahr 2003 diese Zahlen für den Bereich der 
Familiengerichte nacherhoben. 

Rheinland-Pfalz Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 196 

Nach § 2 GewSchG: 170 

 

Saarland Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 106 

Nach § 2 GewSchG: 36 

Siehe unter 1.a) 

Die Gewaltschutzsachen, die vor den allgemeinen Zivilabteilun-
gen der Amtsgerichte anhängig sind, werden erst ab 2004 erho-
ben. 

Sachsen Familiengerichte: 231 Verfah-
ren 

Nach § 1 GewSchG: 122  

Nach § 2 GewSchG: 109 

Zivilgerichte: 112 Verfahren 

Insgesamt 343 Verfahren 

 

Sachsen-Anhalt Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 49 

Nach § 2 GewSchG: 46 

Nach der ZP/F-Statistik für 2003. Die Verfahren nach dem 
GewSchG vor den allgemeinen Prozessabteilungen der Amts- und 
Landgerichte werden erst seit dem 1. Januar 2004 erfasst. 

Schleswig-Holstein Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 138 

Nach § 2 GewSchG: 228 

Insgesamt: 366 

Siehe oben unter 1.a) 

Thüringen Familiengerichte: 

Nach § 1 GewSchG: 98 

Nach § 2 GewSchG: 57 

 

                                                           
4 Die detaillierte Nacherhebung der Fallzahlen der Familiengerichte war der Antwort beigefügt und kann bei Bedarf zur Verfü-

gung gestellt werden. 
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2. 
Gibt es in Ihrem Geschäftsbereich Gerichte, die eine besondere richterliche Zuständigkeit für 
Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz im Geschäftsverteilungsplan vorsehen? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-
Württemberg 

Nicht bekannt, ob Gerichte 
besondere richterliche Zustän-
digkeit für Verfahren nach dem 
Gewaltschutzgesetz vorsehen. 

 

Bayern Beim AG Würzburg wurde für 
2002 im Geschäftsverteilungs-
plan festgelegt, dass die Fami-
lienrichterinnen und -richter 
auch für die zivilgerichtlichen 
Gewaltschutzsachen zuständig 
sind. 

 

Berlin Keine besonderen Zuständig-
keitsregelungen in den Ge-
schäftsverteilungsplänen der 
Berliner Gerichte. 

 

Brandenburg Nein.  

Bremen Nein.  

Hamburg Nein.  

Hessen Keine Angabe.  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Nein.  

Niedersachsen Von insgesamt 80 Amtsgerich-
ten sind 6 mit Sonderzustän-
digkeiten ausgestattet. 

Bei den Sonderzuständigkeiten wird entsprechend der Bestim-
mung in § 621 Abs. 1 Nr. 13 ZPO verfahren und die Zuweisung der 
jeweiligen Verfahren entweder zu den Familienrichterin-
nen/Familienrichtern oder zur allgemeinen Zivilprozessabteilung 
der Amtsgerichte vorgenommen. 

Nordrhein-
Westfalen 

Gerichte, die eine besondere 
Zuständigkeit vorsehen, sind 
nicht bekannt. 

 

Rheinland-Pfalz Derzeit nicht bekannt.  

Saarland Nein, Gerichte mit besonderen 
richterlichen Zuständigkeiten 
sind nicht eingerichtet. 

 

Sachsen Nein, bei keinem Gericht.  

Sachsen-Anhalt Nein.  

Schleswig-Holstein Bisher keine besondere Zustän-
digkeit vorgesehen. 

 

Thüringen Geschäftsverteilungspläne, die 
eine Zuständigkeit für Gewalt-
schutzsachen abweichend von 
der in Zivil- oder Familiensa-
chen regeln, sind nicht be-
kannt. 

 

3. 
a.1) Kann die Zahl des richterlichen Jahrespensums zu den nach dem Gewaltschutzgesetz beantrag-

ten Schutzanordnungen für 2002 mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 
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Baden-Württemberg Keine für 2002 spezifische 
Angabe.5 

Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz bilden kein eigenes 
PEBB§Y-Geschäft. 

Sie werden erfasst unter „ sonstige allgemeine Zivilsache“ oder 
„ sonstige allgemeine Familiensache“. 

Bayern Keine Angabe möglich.  

Berlin Für 2002 (vor PEBB§Y) keine 
Angabe. 

 

Brandenburg Zahl kann nicht mitgeteilt 
werden. 

 

Bremen Keine Angaben möglich.  

Hamburg Nein.  

Hessen Zivilsachen: 530 

Familiensachen: 2.000 

In 2002 und 2003 wurde der Personalbedarf nach dem bis dahin 
gültigen Personalverteilungssystem errechnet. Eine gesonderte 
Bewertung der Gewaltschutzverfahren erfolgte nicht. Verfahren 
nach dem GewSchG wurden in Zivilsachen nach dem richterli-
chen Pensum für Zivilprozessverfahren (530) bewertet. In Famili-
ensachen wurden sie als Verfahren in sonstigen Familiensachen 
(richterliches Pensum 2.000 Verfahren) bewertet. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Zivilsachen: 570 

Familiensachen, 

allgemein: 340 

sonstige Familiensachen: 2.000 
Verfahren 

Bemessung des richterlichen Pensums für die Personalbedarfsbe-
rechnung für die ordentliche Gerichtsbarkeit bis 31. Dezember 
2003. 

Niedersachsen Für das Geschäft CN 10 der 
Familiengerichte entsprechen 
die im Jahr 2002 angefallenen 
901 Verfahren einem Bedarf 
von 1,32 Richtern (landesweit). 

Verfahren nach dem GewSchG sind nach PEBB§Y vor den Zivilge-
richten dem Geschäft CN 5 (Basiszahl 150 Min.) und vor den 
Familiengerichten dem Geschäft CN 10 (Basiszahl 170 Min.) 
zugewiesen.  

Da weder für 2002 noch für 2003 Geschäftszahlen festgestellt 
worden sind, kann für das Geschäft CN 5 in diesen Jahren ein 
Personalbedarf nach PEBB§Y nicht ausgewiesen werden. 

Für das Geschäft CN 10 der Familiengerichte entsprechen die im 
Jahr 2002 angefallenen 901 Verfahren einem Bedarf von 1,32 
Richtern (landesweit). Bei den 1.231 Verfahren im Jahr 2003 
beträgt der Personalbedarf nach PEBB§Y 2,05 Richter (landes-
weit). Der Berechnung ist dabei eine Jahresarbeitszeit von 
102.240 Minuten zugrunde gelegt worden. Eine niedersächsische 
Jahresarbeitszeit konnte noch nicht festgelegt werden, da die 
dazu erforderliche bundeseinheitliche Erhebung der Ausfallzeiten 
erst zum 1. Januar 2004 eingeführt worden ist. 

In der Haupterhebung von PEBB§Y im ersten Halbjahr 2001 kön-
nen die Verfahren nach dem GewSchG (verkündet im Dezember 
2001) keine Rolle gespielt haben. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Basiszahlen der Geschäfte CN 5 und CN 10 anders aus-
gefallen wären, wenn solche Verfahren während des Erhebungs-
zeitraums angefallen wären. Bei der verhältnismäßig geringen 
Zahl solcher Verfahren ist allerdings nicht damit zu rechnen, dass 
sich das Ergebnis gravierend geändert hätte. Die von der Kommis-
sion der Landesjustizverwaltung für Fragen der Personalbedarfs-
berechnung eingesetzte Länderarbeitsgruppe hat keinen Anlass 
gesehen, eine Änderung der Basiszahlen vorzuschlagen. 

Nordrhein-
Westfalen 

Keine Berechnung möglich. Die Personalbedarfsberechnung erfolgt nach der Formel: 

Verfahrenseingänge X Basiszahl geteilt durch Jahresarbeitszeit. 
Die Verfahren nach dem GewSchG werden nach den Geschäften 
CN 10, CN 5 oder BN 5 (sonstige Zivilsache am Landgericht, 

                                                           
5 Für 2002 galt das Berechnungssystem nach PEBB§Y noch nicht. Die gegebene Antwort wurde deshalb für 2003 und 2004 

gewertet. 
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Basiszahl 480 Min.) bewertet. Da für 2002 keine verlässlichen 
Zahlen der Verfahrenseingänge nach dem GewSchG vorliegen, 
kann der Personalbedarf nicht berechnet werden. 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich.  

Saarland Keine Angaben möglich. PEBB§Y wurde erst ab Januar 2004 eingeführt. 

Sachsen Familiengerichte: 2.000 

Zivilgerichte: 570 

 

Sachsen-Anhalt Keine konkreten Angaben. Die Landesjustizverwaltungen nehmen Personalbedarfsberech-
nungen jeweils auf der Grundlage der Geschäftszahlen des voran-
gegangenen Geschäftsjahres vor, also für 2002 auf der Basis von 
2001 und für 2003 auf der Basis von 2002. 

Schleswig-Holstein Keine Angaben.  

Thüringen Keine Angaben möglich. Für 2005 wird erstmals der gesamte Personalbedarf auf der 
Grundlage des PEBBY-Endgutachtens berechnet. Hiernach ist für 
die Gewaltschutzverfahren bei den Zivilgerichten eine Basiszahl 
von 150 Minuten und bei den Familiengerichten von 170 Minu-
ten vorgesehen. Dies bedeutet ein ungefähres Jahrespensum von 
660 bzw. 590 Verfahren. 

Bis zum Inkrafttreten von PEBB§Y wird der Personalbedarf nach 
den bundeseinheitlich festgelegten Grundsätzen berechnet, die 
eine gesonderte Bewertung der Gewaltschutzsachen nicht vorse-
hen. Ein eigenes Pensum existiert deswegen nicht. 

3. 
a.2) Kann die Zahl des richterlichen Jahrespensums zu den nach dem Gewaltschutzgesetz bean-
tragten Schutzanordnungen für 2003 mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Jahrespensum „ sonstige allge-
meine Zivilsache“: 636  

Jahrespensum „ sonstige allge-
meine Familiensache“: 

561 Fälle6 

Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz bilden kein eigenes 
PEBB§Y-Geschäft. 

Sie werden erfasst unter „ sonstige allgemeine Zivilsache“ oder 
„ sonstige allgemeine Familiensache“. 

Bayern Keine Angabe.  

Berlin  Nach dem Beschluss der Landesjustizverwaltungen für Fragen der 
Personalbedarfsberechnung sind Verfahren nach dem GewSchG 
wie sonstige allgemeine Zivilverfahren/selbständige Beweisver-
fahren bzw. sonstige Anträge in Familiensachen zu behandeln. 
Die durchschnittlichen Bearbeitungszeiten nach PEBB§Y liegen 
danach bei 150 bzw. 170 Minuten. Die sich daraus ableitenden 
„ Jahrespensen“ hängen von der landesspezifischen Jahresarbeits-
zeit ab. Bei der dem (PEBB§Y-)Gutachten zugrundeliegenden 
Arbeitszeit ergeben sich Pensen von 690 Sachen bei allgemeinen 
Zivilgerichten und 590 Sachen bei Familiengerichten. 

Brandenburg  Verfahren nach dem GewSchG werden für die Personalbedarfsbe-
rechnung nach PEBB§Y nicht in einem gesonderten Geschäft 
erfasst. Sie sind je nach Zuständigkeit des Familiengerichts oder 
des Zivilgerichts Bestandteil des Geschäfts „ sonstige isolierte F-
Verfahren und sonstige Anträge in Familiensachen“ oder „ sonsti-
ge allgemeine Zivilsachen und selbständige Beweisverfahren“. Für 
beide Geschäfte ist ein jeweils einheitliches Pensum festgelegt 
worden, wobei die beiden Pensen nicht identisch sind. 

Bremen Keine Angaben möglich. Die Implementation von PEBB§Y ist noch nicht so weit fortge-
schritten, dass hier Angaben möglich wären. 

                                                           
6 Siehe zu Ziffer 3.a.1) 
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Hamburg Nein. Die den PEBB§Y-Anforderungen entsprechenden statistischen 
Erhebungen wurden erst ab 1. Januar 2004 eingeführt. 

Die PEBB§Y-Geschäfte der Amtsgerichte in Familiensachen sind 
nicht nach dem Merkmal Gewaltschutzverfahren differenziert. 
Diese Verfahren fallen unter „ sonstige isolierte F-Verfahren und 
„ sonstige Anträge in Familiensachen“. 

Hessen Zivilsachen: 530 

Familiensachen 2.000 

Siehe unter 3.a.1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Zivilsachen: 570 

Familiensachen, 

allgemein: 340 

sonstige Familiensachen: 2.000 
Verfahren 

Bemessung des richterlichen Pensums für die Personalbedarfsbe-
rechnung für die ordentliche Gerichtsbarkeit bis 31. Dezember 
2003. 

Ausgehend davon, dass die Verfahren nach dem GewSchG in 
Familiensachen mit der Bewertungszahl 2000 bewertet werden, 
ergibt sich für 2003 ein Personalbedarf von 0,09 Pensen in Fami-
liensachen und 0,10 Pensen in Zivilsachen. 

Niedersachsen Bei den 1.231 Verfahren im 
Jahr 2003 vor den Familienge-
richten beträgt der Personalbe-
darf nach PEBB§Y 2,05 Richter 
(landesweit). 

Ausführlich siehe unter oben 3.a.1) 

Nordrhein-
Westfalen 

Familiengerichte: 

Rechnerischer Personalbedarf 
von 3,66 Familienrichtern 

Siehe oben unter 3.a.1) 

Für die 1.371 Anträge nach § 1 GewSchG und die 741 Anträge 
nach § 2 GewSchG ergibt sich bei einer Jahresarbeitszeit von 
98.000 Min (Wert für 2003) ein rechnerischer Personalbedarf von 
3,66 Familienrichtern. 

Rheinland-Pfalz 0,18 Kräfte nach der alten 
Personalbedarfsberechnung bei 
den eingegangenen Verfahren 
vor den Familiengerichten. 

Mit PEBB§Y wird auf der Grundlage der 2004 erhobenen Ge-
schäftszahlen erstmals im Jahr 2005 die Personalbedarfsberech-
nung durchgeführt werden können.  

 

Saarland Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 3.a.1) 

Sachsen Familiengerichte: 2.000 

Zivilgerichte: 570 

 

Sachsen-Anhalt Keine konkreten Angaben. Siehe oben unter 3.a.1) 

Schleswig-Holstein Familiengerichte (sonstige 
Familiensachen): 605 Verfahren 
(Basiszahl 170 Min./Verfahren) 

Zivilgerichte (sonstige allge-
meine Zivilsachen): 686 Verfah-
ren (Basiszahl 150 
Min./Verfahren)7 

Die Jahresarbeitszeit für den höheren Dienst in Schleswig-
Holstein: 102.865 Min. 

 

Thüringen Siehe oben unter 3.a.1) Siehe oben unter 3.a.1) 

3. 
a.3) Kann die Zahl des richterlichen Jahrespensums zu den nach dem Gewaltschutzgesetz bean-
tragten Schutzanordnungen für 2004 mitgeteilt werden?  

– Diese Frage war nicht in dem Fragenkatalog der Umfrage enthalten. Da aber von einigen Bundesländern 
Angaben gemacht wurden, die für 2004 Gültigkeit zu haben scheinen, werden diese Angaben, auch aus 
Gründen der Übersichtlichkeit, gesondert ausgewiesen. - 
Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Jahrespensum „ sonstige allge-
meine Zivilsachen“: 636 Fälle 

Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz bilden kein eigenes 
PEBB§Y-Geschäft. 

                                                           
7 Es ist nicht ganz deutlich, ob die angegebenen Zahlen für 2003 oder erst für 2004 gelten. 
8 Siehe zu Ziffer 3.a.1) 
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Jahrespensum „ sonstige allge-
meine Familiensache“: 

561 Fälle8 

Sie werden erfasst unter „ sonstige allgemeine Zivilsache“ oder 
„ sonstige allgemeine Familiensache“. 

Bayern Keine konkrete Angabe. Personalbedarfsberechnung erfolgt erstmals im Frühjahr 2005 mit 
verbindlicher Wirkung auf der Grundlage von PEBB§Y unter 
Zugrundelegung der Geschäftsstatistik 2004. 

Berlin Ca. 690 Sachen bei allgemeinen 
Zivilgerichten, ca. 590 Sachen 
bei Familiengerichten 

Nach dem Beschluss der Landesjustizverwaltungen für Fragen der 
Personalbedarfsberechnung sind Verfahren nach dem GewSchG 
wie „ sonstige allgemeine Zivilverfahren/selbständige Beweisver-
fahren“ bzw. „ sonstige Anträge in Familiensachen“ zu behandeln. 
Die durchschnittlichen Bearbeitungszeiten nach PEBB§Y liegen 
danach bei 150 bzw. 170 Minuten. Die sich daraus ableitenden 
„ Jahrespensen“ hängen von der landesspezifischen Jahresarbeits-
zeit ab. Bei der dem (PEBB§Y-)Gutachten zugrundeliegenden 
Arbeitszeit ergeben sich Pensen von 690 Sachen bei allgemeinen 
Zivilgerichten und 590 Sachen bei Familiengerichten. 

Brandenburg  Siehe unter 3.a.2) 

Bremen Keine Angaben möglich. Siehe unter 3.a.2) 

Hamburg Keine Angaben.  

Hessen Zivilsachen unter dem Geschäft 
CN 5 („ sonstige allgemeine 
Zivilsachen und selbständige 
Beweisverfahren“): Basiszahl 
(durchschnittliche Bearbei-
tungszeit in Minuten) 150  

Familiensachen unter dem 
Geschäft CN 10 („ sonstige 
isolierte F-Verfahren und sons-
tige Anträge in Familiensa-
chen“): Basiszahl 170 

Angaben nebenstehend: Nach dem Berechnungssystem PEBB§Y, 
das noch nicht eingeführt wurde. Danach verringert sich künftig 
der Personalbedarf nach der Formel: 

Personalbedarf = Menge x Basiszahl geteilt durch Jahresarbeits-
zeit. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Noch keine Angaben. Die Kommission für Fragen der Personalbedarfsberechnung hat 
beschlossen, dass Verfahren nach dem GewSchG wie „ sonstige 
allgemeine Zivilsachen“ (CN 5) bzw. „ sonstige Familiensachen“ 
(CN 10) zu bewerten sind. 

Basiszahl für CN 5 ist 150 Min., Basiszahl für CN 10 ist 170 Min. 

Niedersachsen Noch keine Angaben möglich. Ausführlich siehe oben unter 3.a.1) 

Nordrhein-
Westfalen 

Noch keine Angaben möglich. Ab 2004 werden auch die Eingänge in Gewaltschutzverfahren bei 
den Zivilabteilungen der Amtsgerichte und den Zivilkammern der 
Landgerichte erhoben. Zahlen liegen noch nicht vor. 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich. Mit PEBB§Y wird auf der Grundlage der 2004 erhobenen Ge-
schäftszahlen erstmals im Jahr 2005 die Personalbedarfsberech-
nung durchgeführt werden können. 

Saarland Keine Angaben möglich. PEBB§Y wurde erst im Januar 2004 eingeführt. 

Sachsen Keine Angaben.  

Sachsen-Anhalt Keine gesonderten Angaben.  

Schleswig-Holstein Siehe oben unter 3.a.2) Siehe oben unter 3.a.2) 

Thüringen Siehe oben unter 3.a.1) Siehe oben unter 3.a.1) 

3. 
b) Welche Angaben zu Erfahrungen mit PEBB§Y können zu den für häusliche Gewalt typischen 
Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz gemacht werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Keine. Frage lässt sich aus den zu Ziffer 3.a) genannten Gründen nicht 
beantworten. 
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Bayern Keine Angabe. Siehe unter 3.a.3)  

Berlin Noch keine Angaben möglich. Da PEBB§Y noch nicht zur Anwendung kommt, können zu Erfah-
rungen noch keine Angaben gemacht werden. 

Brandenburg Noch keine Erfahrungen ge-
sammelt. 

Die bei den Gerichten anfallenden Geschäfte aus den Bereichen 
der Rechtspflege, der Verwaltung sowie der sonstigen Justizauf-
gaben werden erst seit 1. Januar 2004 auf der Grundlage von 
PEBB§Y erfasst. 

Bremen Noch keine Angaben möglich. Siehe unter 3.a.2 

Hamburg Keine Angaben möglich. Siehe unter 3.a.2) 

Hessen Keine Angaben möglich. Da PEBB§Y noch nicht eingeführt wurde, können konkrete Anga-
ben zu Erfahrungen noch nicht mitgeteilt werden. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben möglich. Es liegen noch keine spezifischen Erfahrungen zu den Festlegun-
gen nach PEBB§Y vor. Insoweit bedarf es eines längeren Refe-
renzzeitraumes. 

Das Prinzip PEBB§Y ist nicht starr, sondern erlaubt bei Bedarf 
eine Fortschreibung. Zuständig hierfür ist die Kommission für 
Fragen der Personalbedarfsberechnung. 

Niedersachsen Keine Angaben.  Siehe oben unter 3.a.1) 

Nordrhein-
Westfalen 

Noch keine Angaben. Die PEBB§Y-Personalbedarfsberechnung wurde erst zum Ge-
schäftsjahr 2004 eingeführt. Bislang sind keine Berichte mit 
Erfahrungen zu diesem Thema eingegangen. 

Rheinland-Pfalz  Siehe oben unter 3.a.3) 

Derzeit sieht PEBB§Y noch Basiszahlen vor dem Zivilgericht von 
150 Min. und vor dem Familiengericht von 170 Min. vor. Um 
beurteilen zu können, ob diese Zahlen verändert werden müssen, 
müssen die ersten Ergebnisse der ausführlichen statistischen 
Ergebnisse abgewartet werden. 

Saarland Keine Angaben möglich. Siehe unter 3.a.3) 

Sachsen Noch keine Angaben möglich. Der Geschäftsanfall nach PEBB§Y wird erst seit Anfang 2004 
erhoben, so dass noch keine Erfahrungen mitgeteilt werden kön-
nen. 

Sachsen-Anhalt Noch keine Angaben möglich. Mangels vorliegenden Datenmaterials kann zu Erfahrungen mit 
PEBB§Y, die die Bewertung der Verfahren nach dem GewSchG 
betreffen, bisher keine Aussage getroffen werden. Die erstmalige 
Personalbedarfsberechnung nach PEBB§Y ist für das Geschäfts-
jahr 2005 auf der Grundlage der Geschäftszahlen des Jahres 2004 
beabsichtigt. 

Schleswig-Holstein Noch keine Angaben möglich. Die Durchführung einer ersten Personalbedarfsberechnung nach 
PEBB§Y ist erst zum 1. Oktober 2004 geplant. 

Thüringen Noch keine Angaben möglich. Da eine Personalbedarfsberechnung nach PEBB§Y für die Zivil- 
und Familiensachen noch nicht durchgeführt wurde, liegen keine 
Erfahrungen zur Bewertung der Gewaltschutzsachen vor. Auch 
die Frage nach einem eventuellen Veränderungsbedarf im Zu-
sammenhang mit PEBB§Y kann deswegen noch nicht beantwortet 
werden.  

3. 
c) Welche Schwerpunkte bei der Gesetzesanwendung sehen die Richterinnen und Richter Ihres 
Geschäftsbereichs? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Schwerpunkte liegen bei den 
Schutzanordnungen nach § 1 
GewSchG, insbesondere bei Betre-
tens-, Näherungs- und Kontakt-
aufnahmeverboten; 

Näherungsverbote werden häufig beim Scheitern eheähnlicher 
Lebensgemeinschaften gegenüber dem Partner ausgesprochen, 
der sich mit der Trennung nicht abfinden will. 
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Gerichtliche Maßnahmen erfolgen 
häufig durch Erlass einer einst-
weiligen Verfügung im Be-
schlusswege; 

in Zweifelsfällen wird kurzfristig 
Termin zur mündlichen Verhand-
lung anberaumt. 

Bayern Keine Angaben.  

Berlin Ein Schwerpunkt liegt bei der 
Klärung der Frage, ob für das 
jeweilige Verfahren die Zuständig-
keit des allgemeinen Zivilgerichts 
oder des Familiengerichts gegeben 
ist. 

Die Sechsmonatsfrist des § 621 
Abs. 1 Nr. 13 ZPO verursacht 
Zuständigkeitsprobleme dann, 
wenn die Parteien zur gemeinsa-
men Haushaltsführung ungenaue 
oder widersprüchliche Angaben 
machen. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei 
der Bearbeitung von Anträgen auf 
Erlass einstweiliger Verfügungen 
gem. § 1 Absatz 2 i.V.m. Absatz 1 
Nr. 1 bis 5 GewSchG. Häufigstes 
Ziel der in der Regel weiblichen 
Antragsteller ist es, nach dem 
Ende einer Beziehung Schutz vor 
Gewalt, Bedrohung oder Belästi-
gung durch den anderen Partner 
zu finden. Der Anteil von Anträ-
gen zum Schutz von Kindern ist 
dagegen eher gering. 

 

Brandenburg Ist nicht bekannt.  

Bremen Probleme in der Umsetzung des 
GewSchG sind bei den Gerichten 
nicht aufgetreten. Im Einzelfall 
kann allerdings die Feststellung 
der Zuständigkeit schwierig sein, 
da das Familiengericht zuständig 
ist, wenn die Beteiligten einen 
gemeinsamen Haushalt führen 
oder geführt haben, in allen ande-
ren Fällen aber die Zuständigkeit 
beim Zivilgericht liegt. Die unter-
schiedliche Zuständigkeit führt 
auch zur Anwendung unterschied-
lichen Verfahrensrechts. Dazu 
werden im Rahmen der auf der 
Ebene des Bundes laufenden 
Reform des Verfahrensrechts 
jedoch bereits Lösungen entwi-
ckelt. 

 

Hamburg Keine Angaben.  

Hessen Keine Angaben.  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Keine Angaben.  
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Nordrhein-
Westfalen 

Erkenntnisse liegen nicht vor.  

Rheinland-Pfalz Noch keine Angaben möglich. Die bisher noch relativ geringe Anzahl von Verfahren lässt es 
nicht zu, bereits Schwerpunkte auszumachen. 

Die Gerichte haben Folgendes bisher mitgeteilt: 

Die Verfahren werden in der Regel von Frauen selbst ohne 
anwaltliche Unterstützung eingeleitet. Meist kommen die 
Frauen zu den Rechtsantragsstellen. Am Ende der Verfahren 
steht häufig die „ Einigung“ der Ehegatten. Nicht selten ist 
dabei die Antragsrücknahme durch die Ehefrau. 

Saarland Keine Angaben.  

Sachsen Keine Angaben möglich. Es liegen keine Erkenntnisse dazu vor, welche Schwerpunkte 
die Richterinnen und Richter sehen. 

Sachsen-Anhalt Erkenntnisse liegen nicht vor. Im Hinblick auf die richterliche Unabhängigkeit wird davon 
abgesehen, die Gerichte aufzufordern, hierzu Rechenschaft zu 
geben. 

Schleswig-Holstein Das GewSchG wird durchweg als 
positiv bewertet. 

Richterinnen und Richter begrü-
ßen den mit der Geltung des 
GewSchG verbundenen besseren 
Opferschutz. Ein AG weist darauf 
hin, dass weniger Anträge gestellt 
würden als erwartet. 

Im Wesentlichen ansonsten keine 
Schwerpunkte. Ein AG weist dar-
auf hin, dass bei der Anwendung 
der Problembereich des Stalkings 
im Vordergrund stehe. 

Die Schwierigkeiten im Tatsächli-
chen werden unterschiedlich 
beurteilt.  

Schwierigkeiten bei der Anwendung sind nach Einschätzung 
der Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesge-
richts unter Berücksichtigung nur weniger Beschwerdeverfah-
ren weder im Tatsächlichen noch im Rechtlichen aufgetreten. 
Richterinnen und Richter der Amtsgerichte weisen demgegen-
über teilweise darauf hin, dass nicht selten nicht unerhebliche 
Beweisschwierigkeiten insbesondere für eine Antrag stellende 
Frau bestünden. Insbesondere in Fällen, in denen wegen gegen-
teiliger Behauptungen der Parteien der Sachverhalt nicht auf-
geklärt werden können, weil Zeugen nicht vorhanden seien, 
müsse von dem Erlass einstweiliger Anordnungen abgesehen 
werden. Insoweit ist jedoch anzumerken, dass es sich bei dieser 
Problematik um keine spezifische Problematik im Bereich des 
Gewaltschutzrechts handelt. 

Thüringen Die mit der Anwendung des 
GewSchG befassten Richterinnen 
und Richter bewerten das Gesetz 
positiv. Die Regelung bietet Mög-
lichkeiten, einer weiteren 
Gewaltanwendung vorzubeugen, 
ohne dass das Opfer die gewohnte 
häusliche Umgebung aufgeben 
müsse. Im Familienrecht har sich 
das Verfahren nach dem GewSchG 
als deutlich schneller und einfa-
cher im Vergleich zu dem bisher 
gebotenen Wohnungszuweisungs-
verfahren herausgestellt. 

Siehe oben unter 3.b) 

Trotz der grundsätzlich positiven Einschätzung gibt es eine 
Reihe von Punkten, bei denen die amtsgerichtliche Praxis ge-
setzgeberischen Änderungsbedarf sieht, siehe dazu unten unter 
3.d). 

3. 
d) Gibt es in Zusammenhang mit PEBB§Y Veränderungsbedarf? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Die Möglichkeit, Wohnungszu-
i d h i t ili

In den Anträgen werde die Bedrohungssituation häufig sehr 
d ti h d t llt d i t ili A d h

                                                           
9 Die zwischen einstweiliger Anordnung und mündlicher Anhörung verstrichene Zeit unterliegt den Gesetzmäßigkeiten der 

Gewaltbeziehung, die weiterwirkt durch Zeitablauf einerseits und durch Interaktionen der Parteien andererseits, insbesonde-
re auch durch Einflussnahmen des stärkeren gegenüber dem schwächeren Partner, der häufiger zu Resignation neigt. 
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weisungen durch einstweilige 
Anordnung auszusprechen, wird 
in der Praxis kritisch gesehen. 

drastisch dargestellt, so dass einstweilige Anordnung ergehe. 

Bei späterer Anhörung beider Parteien bestätige sich die Bedro-
hungssituation nicht in der geschilderten Form.9 Eine Befriedung 
der Gesamtsituation in der mündlichen Verhandlung lasse sich 
dann aber häufig nicht mehr erreichen. 

Bayern Keine Angaben. Siehe unter 3.a.3) 

Berlin Noch keine Angaben möglich. Da PEBB§Y noch nicht zur Anwendung kommt, können zu Erfah-
rungen noch keine Angaben gemacht werden. 

Brandenburg PEBB§Y bedarf in Bezug auf das 
GewSchG keiner Änderung. 

 

Bremen Keine Angaben möglich.  

Hamburg Keine Angaben.  

Hessen Keine Angaben. Siehe unter 3.a.3) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Derzeit kein Änderungsbedarf.  

Niedersachsen Keine Angaben. Siehe auch oben unter 3.a.1) 

Nordrhein-
Westfalen 

Veränderungsbedarf ist zur Zeit 
nicht erkennbar. 

 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben.  

Saarland Keine Angaben.  

Sachsen Derzeit nicht.  

Sachsen-Anhalt Keine Aussagen möglich. Hierzu kann mangels vorliegenden Datenmaterials keine Aussage 
getroffen werden. 

Schleswig-Holstein Schon jetzt wird die nach 
PEBB§Y zu berücksichtigende 
Basiszahl von 150 C-Sachen 
angesichts des nicht unerhebli-
chen Zeitaufwandes nicht 
zuletzt im Rahmen einer münd-
lichen Verhandlung kritisch 
gesehen. 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass Erfahrungen mit 
PEBB§Y bislang nicht gemacht werden konnten. 

Thüringen Siehe oben unter 3.b) 

Änderungsbedarf wird in fol-
genden Punkten gesehen: 

- Einstweilige Regelungen nach 
§ 1 GewSchG sollen nicht mehr 
in einem Verfahren nach der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (vgl. 
§ 64 b Abs. 2 FGG), sondern 
nach den §§ 935 ff ZPO (einst-
weiliges Verfügungsverfahren) 
durchgeführt werden. 

- Die Möglichkeit, es dem Täter 
aufzuerlegen, sich nicht in 
einem bestimmten Umkreis der 
Wohnung der verletzten Person 
aufzuhalten (Bannmeile), ist in 
der Praxis kaum handhabbar. 

- Im Bereich der Wohnungszu-
weisung gibt es teilweise unge-
klärte Überschneidungen der 
Regelungsbereiche des § 2 Abs. 
2 GewSchG und des § 1361 b 

 

Dies bietet die Möglichkeit des Widerspruchs und der dann obli-
gatorischen mündlichen Verhandlung, wodurch ein verbesserter 
Schutz vor missbräuchlichen Anträgen erreicht wird. Zudem 
würde die Entkopplung vom Hauptsacheverfahren Kosten sparen, 
da sich oftmals die durch die einstweilige Anordnung getroffenen 
Regelungen bis zur Verhandlung in der Hauptsache erledigen. 

                                                                                                                                                                                     
 Es bedarf der klaren Zielformulierung für die mündliche Verhandlung mit den Parteien, die die gleichrangige Sichtweise 

beider Parteien einschließt. 
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Abs. 2 BGB. 

- Auch das Verhältnis zwischen 
§ 620 Nr. 5 ZPO, der das Ge-
trenntleben der Ehegatten 
betrifft, und Nr. 9, der die Maß-
nahme nach den §§ 1 und 2 
GewSchG regelt, erscheint 
klärungsbedürftig. 

B. Das Gewaltschutzgesetz im Bereich Strafverfolgung 

1. 
a) Können Fallzahlen zum Bereich häusliche Gewalt für 2002 für die Staatsanwaltschaften mit-
geteilt werden, insbesondere zu den für häusliche Gewalt typischen Delikten wie Beleidigung, 
Bedrohung, Körperverletzung, Nötigung, Freiheitsberaubung, sexuelle Nötigung, sexueller Miss-
brauch Widerstandsunfähiger, versuchter und vollendeter Totschlag und § 4 Gewaltschutzge-
setz? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Keine möglich. Zu den aufgeführten Deliktsarten stehen aus der StA- bzw. 
StP/Owi-Statistik keine Zahlen zur Verfügung, die Rückschlüsse 
auf die Häufigkeit der Fälle häuslicher Gewalt zulassen. 

Das gilt ebenfalls für die Zahlen der Strafverfolgungsstatistik. 

Bayern 3 Verurteilungen nach § 4 
GewSchG 

Statistische Erhebungen zu Aburteilungen nach § 4 GewSchG 
erfolgen seit 1. Januar 2002. 

In Fällen, in denen der Verurteilte mehrere Straftaten begangen 
hat, wird nur die schwerste Straftat erfasst. Die tatsächliche Zahl 
der Verurteilungen nach § 4 GewSchG kann deshalb nicht mitge-
teilt werden. 

Gesonderte Erfassung von typischen Begleitdelikten häuslicher 
Gewalt erfolgt nicht. Bei den Staatsanwaltschaften werden keine 
gesonderten statistischen Erhebungen durchgeführt. 

Berlin Staatsanwaltschaft: 441 Ver-
fahren 

Amtsanwaltschaft: 9.815 Ver-
fahren 

Häusliche Gewalt wird angenommen, wenn  

- eine häusliche Gemeinschaft ehelicher oder nichtehelicher Art 
besteht, also Täter und Opfer in einer gemeinsamen Wohnung 
leben, oder 

- die häusliche Gemeinschaft in Auflösung befindlich ist z.B. 
Beginn des Trennungsjahres mit oder ohne vollständigen Auszug 
aus der gemeinsamen Wohnung; bei ehelicher Beziehung, wenn 
der Auszug aus der gemeinsamen Wohnung wenige Monate 
[Richtwert: 6 Monate] zurückliegt, oder 

- die häusliche Gemeinschaft bereits seit einiger Zeit aufgelöst ist 
und gewisse Gemeinsamkeiten oder Kontakte noch fortbestehen 
(z.B. Sorgerecht für Kinder, geschäftliche Abwicklungen), oder 

- bereits geschiedene Eheleute vor rechtskräftigem Abschluss des 
Verfahrens noch Kontakte unterhalten, ohne in einer gemeinsa-
men Wohnung zu leben. 

Zahlen über die Deliktsverteilung in Fällen häuslicher Gewalt 
liegen nicht vor. 

Brandenburg Für den Zeitraum 1. September 
2002 bis 1. September 2003: 
902 Fälle häuslicher Gewalt 

Eine Aufsplittung nach Delikten ist nicht möglich. 

Seit September 2002 erfolgt statistische Erfassung der Fälle 
häuslicher Gewalt in der StA-Statistik „MESTA“ nach folgenden 
Kriterien: 

Zwischen Täter und Opfer muss eine enge persönliche Beziehung 
im Rahmen einer zur Tatzeit bestehenden häuslichen Gemein-
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schaft bzw. Lebensgemeinschaft bestehen, unabhängig vom 
Tatort. Weiter muss einer der folgenden Tatvorwürfe in Betracht 
kommen: 

§§ 171, 174, 176, 176a, 177, 178, 179, 211 ff, 223 bis 227, 235, 
240, 241 StGB 

Bremen Geschätzt etwa 270 bis 360 
Verfahren 

Bei dem für Verfahren wegen Gewalttaten gegen Frauen zustän-
digen Sonderdezernat der Staatsanwaltschaft Bremen werden die 
dem Sachverhalt „ häusliche Gewalt“ zuzuordnenden Verfahren 
nicht gesondert erfasst. 

Hamburg Nur § 4 GewSchG: 

Zwischen 1. Januar 2002 bis 
30. April 2004: 24 Verfahren 

Davon wurden 21 abgeschlossen, in einem Fall Verurteilung zu 
Freiheitsstrafe mit Bewährung (§ 4 GewSchG und Bedrohung), in 
einem Fall Verurteilung zu Geldstrafe (§ 4 GewSchG in drei Fällen 
und andere Delikte). In zwei weiteren zunächst wegen § 4 
GewSchG erfassten Verfahren erfolgte Verurteilung wegen ande-
rer Delikte. In einem Verfahren ist Anklage wegen § 4 GewSchG 
in 5 Fällen erhoben; ein Verfahren ist nach § 154 StPO einge-
stellt; drei Verfahren sind nach § 153 stopp eingestellt, drei wei-
tere nach § 170 StPO (davon in einem Fall wegen § 20 StGB). Die 
übrigen Verfahren wurden zu anderen Verfahren verbunden.  

Hessen Keine Zahlenangaben möglich. Verfahren aus dem Bereich häusliche Gewalt werden nicht ge-
sondert statistisch erfasst. Die Registrierungspraxis in Staatsan-
waltschaften mit Sonderdezernaten ist nicht einheitlich. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben möglich. Aus den Auswertungstabellen des Statistischen Landesamtes 
Mecklenburg-Vorpommern sind keine Angaben zu Verfahren 
betreffend die häusliche Gewalt einschließlich Verfahren nach 
dem GewSchG zu entnehmen. 

Niedersachsen Keine Angaben möglich. Fallzahlen zum Komplex häusliche Gewalt können nicht mitge-
teilt werden, weil die häusliche Gewalt in den Strafverfolgungs-
statistiken kein eigenständiges Erhebungsmerkmal darstellt. Ein 
etwaig bestehender Zusammenhang zwischen häuslicher Gewalt 
und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren oder gericht-
lichen Strafverfahren lässt sich demzufolge den statistischen 
Erhebungen nicht entnehmen. Daher können insbesondere auch 
keine Feststellungen zu Art und Zahl einzelner, mit häuslicher 
Gewalt tatsächlich in Zusammenhang stehender Delikte getroffen 
werden. 

Lediglich einzelne Staatsanwaltschaften halten die Zahl der im 
Zusammenhang mit häuslicher Gewalt geführten Verfahren im 
Rahmen ihrer Datenerhebung fest. Aus jenen abstrakten Verfah-
renszahlen kann jedoch auch kein Zusammenhang mit bestimm-
ten Delikten hergestellt werden. 

Nordrhein-
Westfalen 

Keine Angaben möglich. Verfahren wegen häuslicher Gewalt werden in der EDV der 
Staatsanwaltschaften des Landes erst seit 1. Juli 2003 unter 
einem besonderen Kennzeichen erfasst. 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich. Verfahren zum Bereich häusliche Gewalt werden nicht gesondert 
statistisch erfasst. 

Saarland 1011 Verfahren  

Sachsen Keine Angaben möglich. Fallzahlen zum Bereich häusliche Gewalt werden mit Ausnahme 
von § 4 GewSchG nicht gesondert erhoben. 2002 war kein Verf. 
wegen § 4 GewSchG anhängig. 

Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Mit dem Bereich häusliche Gewalt zusammenhängende Ermitt-
lungsverfahren wurden und werden statistisch nicht gesondert 
erfasst. Eine eigene Bewertungszahl für diese Geschäfte für die 
Personalbedarfsberechnung der Staats- und Amtsanwälte exis-
tiert nicht. Der diesbezügliche Personalbedarf im staats- und 
amtsanwaltlichen Dienst des Landes Sachsen-Anhalt kann somit 
nicht mitgeteilt werden. 

Schleswig-Holstein Keine Angaben möglich. Fallzahlen für 2002 liegen leider nicht vor. 
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Thüringen Keine Angaben möglich. Die bundeseinheitlichen Geschäftsanfallstatistiken der Staatsan-
waltschaften erfassen nicht Fallzahlen zu häuslicher Gewalt. Zu 
den genannten Delikten liegen deshalb keine Angaben vor. Aus 
der Praxis wurde berichtet, dass seit Inkrafttreten des GewSchG 
in zwei Verfahren Anklage wegen eines Verstoßes gegen § 4 
GewSchG erhoben.10 

1. 
b) Können Fallzahlen zum Bereich häusliche Gewalt für 2003 für die Staatsanwaltschaften mit-
geteilt werden, insbesondere zu den für häusliche Gewalt typischen Delikten wie Beleidigung, 
Bedrohung, Körperverletzung, Nötigung, Freiheitsberaubung, sexuelle Nötigung, sexueller Miss-
brauch Widerstandsunfähiger, versuchter und vollendeter Totschlag und § 4 Gewaltschutzge-
setz? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Keine möglich. Zu den aufgeführten Deliktsarten stehen aus der StA- bzw. 
StP/Owi-Statistik keine Zahlen zur Verfügung, die Rückschlüsse 
auf die Häufigkeit der Fälle häuslicher Gewalt zulassen. 

Das gilt ebenfalls für die Zahlen der Strafverfolgungsstatistik. 

Bayern Zahlen für 2003 liegen noch 
nicht vor. 

Siehe auch unter 1.a) 

Berlin Staatsanwaltschaft: 448 Ver-
fahren 

Amtsanwaltschaft: 10.523 
Verfahren 

Siehe unter 1.a) 

Brandenburg Für Zeitraum 1. September 
2003 bis 31. März 2004: 

669 Fälle häuslicher Gewalt 

Siehe unter 1.a) 

Bremen Noch keine Angaben möglich. Siehe unter 1.a) 

Hamburg Nur § 4 GewSchG: 

1. Januar 2002 bis 30. April 
2004: 24 

Siehe unter 1.a) 

Hessen Keine Zahlenangaben möglich. Verfahren aus dem Bereich häusliche Gewalt werden nicht ge-
sondert statistisch erfasst. Die Registrierungspraxis in Staatsan-
waltschaften mit Sonderdezernaten ist nicht einheitlich. Nach 
den Beobachtungen des Geschäftsbereichs scheint die Zahl der 
Verfahren kontinuierlich anzusteigen. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben möglich. Aus den Auswertungstabellen des Statistischen Landesamtes 
Mecklenburg-Vorpommern sind keine Angaben zu Verfahren 
betreffend die häusliche Gewalt einschließlich Verfahren nach 
dem GewSchG zu entnehmen. 

Niedersachsen Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 1.a) 

Nordrhein-
Westfalen 

3.Quartal 2003: 1.402 Verf. 

[mit 1.490 Besch.] 

4.Quartal 2003: 2.481 Verf. 
[mit 2.660 Besch.] 

1.Quartal 2004: 2.983 Verf. 
[mit 3.191 Besch.] 

Verfahren wegen häuslicher Gewalt werden in der EDV der 
Staatsanwaltschaften des Landes seit 1. Juli 2003 unter einem 
besonderen Kennzeichen erfasst. 

In den drei erfassten Quartalen sind bei nahezu allen Staatsan-
waltschaften die Zahlen verglichen mit dem jeweils vorhergehen-
den Quartal angestiegen. 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich Siehe oben unter 1.a) 

Saarland 1623 Verfahren  

Sachsen Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 1.a 

Für 2003 liegen noch keine Zahlen vor. 

                                                           
10 Zu den berichteten angeklagten Fällen ist nicht sicher, ob diese dem Jahr 2002 oder 2003 zuzuordnen sind. 
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Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 1.a.) 

Schleswig-Holstein 2094 Verfahren Die vier örtlichen Staatsanwaltschaften haben insgesamt 2.094 
Verfahren wegen Gewalt in der Familie bearbeitet.11 

Soweit bei den örtlichen Staatsanwaltschaften Ermittlungsver-
fahren wegen Tötungsdelikten und Sexualstraftaten geführt 
worden sind, sind diese nicht in den Sonderdezernaten „ Gewalt 
in der Familie“ sondern in den anderen Sonderdezernaten geführt 
worden. Sie erscheinen deshalb nicht in der mitgeteilten Aufstel-
lung. 

Thüringen Siehe oben unter 1.a) Siehe oben unter 1.a) 

2. 
a) Gibt es bei den Staatsanwaltschaften Ihres Geschäftsbereichs Sonderdezernate für den Bereich 
häusliche Gewalt? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Bei 5 von 17 Staatsanwaltschaf-
ten, nämlich Stuttgart, Ellwan-
gen, Ulm, Freiburg und Offenburg 
sind Sonderdezernate eingerich-
tet. 

Bei den übrigen Staatsanwaltschaften wird die notwendige 
Einheitlichkeit der Sachbehandlung durch wiederkehrende 
Dienstbesprechungen und durch Regelungen in Hausverfügun-
gen gewährleistet. 

Bayern Seit 2003 sind bei allen bayeri-
schen Staatsanwaltschaften 
entweder Sonderzuständigkeiten 
für Gewalt im sozialen Nahraum 
geschaffen oder besondere An-
sprechpartner für diese Delikte 
benannt worden. 

 

Berlin Sonderdezernate im Bereich der 
Amtsanwaltschaft, 

keine Sonderdezernate im Bereich 
der Staatsanwaltschaft. 

Vergehen nach §§ 123, 185, 223, 224, 240, 241 und 303 StGB 
und § 4 GewSchG sind in der besonderen Zuständigkeit der 
Abteilung 21 der Amtsanwaltschaft mit Ausnahme der Jugend- 
und Jugendschutzsachen und der Delikte, die mit anderen De-
likten aus dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
zusammenfallen. 

Brandenburg Bei allen Staatsanwaltschaften 
des Landes sind Sonderdezernate 
für die Fälle häuslicher Gewalt 
eingerichtet worden. 

 

Bremen Ja.  

Hamburg Nein.  

Hessen Bei den meisten Staatsanwalt-
schaften wurden (Teil-)Son-
derdezernate eingerichtet. 

 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Ja, in allen Staatsanwaltschaften 
des Geschäftsbereichs. 

 

Niedersachsen Bei allen Staatsanwaltschaften 
gibt es Staatsanwältinnen/ 
Staatsanwälte oder Amtsanwäl-
tinnen/Amtsanwälte als An-
sprechpartner für den Bereich 
häusliche Gewalt. Bei wenigen 
Staatsanwaltschaften sind dar-
über hinaus auch Sonderdezerna-

 

                                                           
11 Die Antwort enthielt zu den von den vier Staatsanwaltschaften bearbeiteten Verfahren eine umfangreiche delikts- und 

erledigungsbezogene detaillierte Statistik, von deren Wiedergabe hier abgesehen wurde. Bei Bedarf kann die Statistik zur 
Verfügung gestellt werden. 
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te eingerichtet. 

Nordrhein-
Westfalen 

In 8 von 19 Behörden gibt es 
Sonderdezernate. 

Sonderdezernate werden teilweise im staatsanwaltlichen und 
teilweise im amtsanwaltlichen Bereich geführt. Die 
unterschiedliche Einrichtung und Ausgestaltung ergibt sich aus 
der Organisationshoheit der jeweiligen Behördenleitung. 

Rheinland-Pfalz Ja, bei allen Staatsanwaltschaf-
ten des Landes werden Verfahren 
im Bereich häusliche Gewalt 
gesondert bearbeitet. 

 

Saarland Ja.  

Sachsen Ja, 

bei 3 von 6 Staatsanwaltschaften 
gibt es Sonderdezernate für den 
Bereich häusliche Gewalt. 

 

Sachsen-Anhalt Ja.  

Schleswig-Holstein Ja, in allen vier Staatsanwalt-
schaften. 

 

Thüringen Ja.   

2. 
b) Sind vorhandene Sonderdezernate nach amtsanwaltschaftlichem und staatsanwaltschaftli-
chem Dezernat aufgeteilt? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Sonderzuständigkeiten sind 
unabhängig davon eingerichtet, 
ob sie von einem Vertreter des 
staatsanwaltschaftlichen oder 
des amtsanwaltschaftlichen 
Dienstes wahrgenommen wer-
den. 

Die Zuteilung der Verfahren erfolgt personenbezogen. 

Bayern In Bayern sind keine Amtsan-
wälte tätig. 

 

Berlin Ja, allerdings Sonderdezernate 
nur im Zuständigkeitsbereich 
der Amtsanwaltschaft. 

 

Brandenburg Besonderheiten in der Ge-
schäftsverteilung in Bezug auf 
staatsanwaltliche und amtsan-
waltliche Besonderheiten sind 
nicht bekannt. 

 

Bremen Ja.  

Hamburg Nein.  

Hessen Unklar.  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Nein.  

Niedersachsen Bei den eingerichteten Sonder-
dezernaten gibt es zumeist 
entsprechend dem Zuständig-
keitsbereich je ein amtsanwalt-
liches und ein staatsanwaltli-
ches Sonderdezernat. 

In Abhängigkeit von der Entwicklung des Fallaufkommens und der 
personellen Ressourcen werden teilweise Überlegungen ange-
stellt, Sonderdezernate einzurichten. 

Nordrhein-
Westfalen 

Ja. Siehe unter 2.a) 

Rheinland-Pfalz Ja. Teilweise wurden Sonderdezernate für Straftaten in engen sozia-
l B i h b i d A t ält i i ht t t il i



 

 22

len Beziehungen bei den Amtsanwälten eingerichtet, teilweise 
werden die Verfahren bei den Sexualdezernaten bearbeitet. 

Bei einer Staatsanwaltschaft hat jede Dezernentin und jeder 
Dezernent eine gesonderte Kennzahl erhalten, innerhalb derer er 
die ihr oder ihm nach Buchstaben zukommenden Verfahren der 
häuslichen Gewalt bearbeitet. Durch dies gesonderte Behandlung 
der Verfahren ist sichergestellt, dass der Thematik der ihr gebüh-
rende Stellenwert zukommt. 

Saarland Nein.  

Sachsen Nein. Es gibt in Sachsen keine amtsanwaltschaftlichen Dezernate. 

Sachsen-Anhalt Keine gesonderten Angaben.  

Schleswig-Holstein Es sind nur Sonderdezernate im 
amtsanwaltlichen Bereich 
eingerichtet worden. 

Eine darüber hinausgehende Einrichtung von Sonderdezernaten 
auch im staatsanwaltlichen Bereich erscheint in Ansehung der 
gemachten Erfahrungen mit ganz überwiegender Mehrheit von 
Privatklagedelikten, die in den Zuständigkeitsbereich der Amts-
anwältinnen und Amtsanwälte fallen, nicht angezeigt. 

Thüringen Nein. Die Leitenden Oberstaatsanwälte haben für Verfahren aus dem 
Bereich der häuslichen Gewalt Sonderdezernate eingerichtet. 
Amtsanwälte sind auf diesem Gebiet grundsätzlich nicht tätig. 

3. 
a.1) Kann die Zahl des Jahrespensums für Staatsanwälte und ggf. Amtsanwälte für Verfahren 
betreffend häusliche Gewalt einschließlich Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz für 2002 
mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Derartige Zahlen existieren 
nicht. 

 

Bayern Keine Angaben.  

Berlin Nein. Ein Jahrespensum für Staats- und Amtsanwälte für Verfahren 
betreffend häusliche Gewalt ist bislang nicht festgelegt worden, 
da deren Tätigkeit nicht auf die Bearbeitung dieser Verfahren 
beschränkt ist. 

Brandenburg Zahl kann nicht mitgeteilt 
werden. 

 

Bremen Keine Angaben.  

Hamburg Nein.  

Hessen Bewertungszahl12 im Staatsan-
waltschaftsdezernat: 

630  

Bewertungszahl im Amtsan-
waltschaftsdezernat: 

1.550 Verfahren 

Es erfolgt keine gesonderte Bewertung der Delikte im Rahmen 
häuslicher Gewalt. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Mischpensum 1.125 Nach den bis 31. Dezember 2003 gültigen Grundsätzen für die 
Personalbedarfsberechnung für die Staats- und Amtsanwälte 
errechnet sich ein Mischpensum für die Staatsanwälte. 

Niedersachsen Keine konkreten Angaben mög-
lich. 

Häusliche Gewalt wird im Rahmen der Personalbedarfsberech-
nung nicht als gesondertes Geschäft erfasst. Es existiert kein 
Jahrespensum für Verfahren in Zusammenhang mit häuslicher 
Gewalt. Nur zu den typischerweise mit häuslicher Gewalt in 
Zusammenhang stehenden Delikten können konkretere Angaben 
gemacht werden. 

Nordrhein-
W tf l

Keine Angaben für 2002.  

                                                           
12 Hier sind augenscheinlich die Zahlen nach PEBB§Y genannt. 
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Westfalen 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben.  

Saarland Nein, siehe oben unter I.  

Sachsen 1.125 Verfahren 
Jahr/Staatsanwalt 

 

Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Auf die Antworten zu 3.a. und 3.b. im Bereich Zivilgerichtsbarkeit 
wird Bezug genommen. 

Schleswig-Holstein Für 2002 keine Angaben.  

Thüringen 1.125 Verfah-
ren/Staatsanwalt/Jahr 

In der Personalbedarfsberechnung nach den bisherigen Grundsät-
zen wird nicht zwischen häuslicher und außerhäuslicher Gewalt 
unterschieden.  

3. 
a.2) Kann die Zahl des Jahrespensums für Staatsanwälte und ggf. Amtsanwälte für Verfahren 
betreffend häusliche Gewalt einschließlich Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz für 2003 
mitgeteilt werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Derartige Zahlen existieren 
nicht. 

 

Bayern Keine Angaben.  

Berlin Nein. Ein Jahrespensum für Staats- und Amtsanwälte für Verfahren 
betreffend häusliche Gewalt ist bislang nicht festgelegt worden, 
da deren Tätigkeit nicht auf die Bearbeitung dieser Verfahren 
beschränkt ist. 

Brandenburg Zahl kann nicht mitgeteilt 
werden. 

Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz werden für die Perso-
nalbedarfsberechnung auf der Grundlage von PEBB§Y nicht in 
einem gesonderten Geschäft erfasst. 

Bremen Angaben sind noch nicht mög-
lich. 

 

Hamburg Nein.  

Hessen Staatsanwaltschaftsdezernat: 

630  

Amtsanwaltschaftsdezernat: 

1.550 Verfahren 

Es erfolgt keine gesonderte Bewertung der Delikte im Rahmen 
häuslicher Gewalt. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Mischpensum 1125 Nach den bis 31. Dezember 2003 gültigen Grundsätzen für die 
Personalbedarfsberechnung für die Staats- und Amtsanwälte 
errechnet sich ein Mischpensum für die Staatsanwälte. 

Niedersachsen Keine konkreten Angaben mög-
lich. 

Siehe oben unter 3.a.1) 

Nordrhein-
Westfalen 

 In der PEBB§Y-Personalbedarfsberechnung wird nicht der spezifi-
sche Personalbedarf für die Verfahren der häuslichen Gewalt 
einschließlich der Verfahren nach dem GewSchG ermittelt. Die 
Verfahren werden dem PEBB§Y-Produktkatalog zugeordnet. 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben.  

Saarland Nein, siehe oben unter I.  

Sachsen 1.125 Verfahren 
Jahr/Staatsanwalt 

 

Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 3.a.1) 

Schleswig-Holstein Für 2003 keine Angaben. In PEBB§Y ist hierfür kein besonderes Geschäft festgelegt worden. 
In der Regel wird eine Gewaltschutzsache als sonstige allgemeine 
Strafsache im amtsanwaltlichen Dienst anhängig. Das Jahrespen-
sum dafür beträgt 1393 Verfahren (Basiszahl 72 Min./Verfahren 
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bei einer Jahresarbeitszeit von 100.274 Min. für den gehobenen 
Dienst in Schleswig-Holstein).  

Im staatsanwaltlichen Dienst würde das Jahrespensum 935 Sa-
chen betragen (Basiszahl 110 Min./Verfahren bei einer Jahresar-
beitszeit von 102.865 Min.). 

Thüringen 1.125 Verfahren Staatsan-
walt/Jahr 

Erstmals wird für das Jahr 2005 der Personalbedarf der Staatsan-
waltschaften auf der Grundlage des PEBB§Y-Endgutachtens 
berechnet. PEBB§Y sieht vor, dass jedes Ermittlungsverfahren 
einer von 16 Deliktsgruppen zugeordnet wird. Hiefür ist es uner-
heblich, ob das Delikt im Rahmen der häuslichen Gewalt oder in 
anderer Form begangen wurde. Ein eigenes Pensum für diese 
Deliktsart existiert deswegen nicht. 

3. 
b) Welche Angaben zu Erfahrungen mit PEBB§Y können von Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten und ggf. Amtsanwältinnen und Amtsanwälten Ihres Geschäftsbereichs gemacht werden? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Derartige Angaben liegen nicht 
vor und können auch künftig 
nicht gemacht werden. 

 

Bayern Keine Angaben.  

Berlin Erfahrungen mit PEBB§Y sind in 
Berlin bisher nicht gesammelt 
worden. 

 

Brandenburg Es konnten noch keine Erfah-
rungen gesammelt werden. 

Die bei den Staatsanwaltschaften anfallenden Geschäfte aus den 
Bereichen des Gewaltschutzgesetzes werden erst seit 1. Januar 
2004 auf der Grundlage von PEBB§Y erfasst. 

Bremen Angaben sind noch nicht mög-
lich. 

 

Hamburg Erfahrungen mit PEBB§Y liegen 
noch nicht vor. 

 

Hessen Keine Angaben möglich. PEBB§Y ist noch nicht eingeführt. 

Das erforderliche statistische Zahlenmaterial für die Berechnung 
des Personalbedarfs nach PEBB§Y für den Bereich Staatsanwälte 
und Amtsanwälte ist die Anordnung über die Erhebung von sta-
tistischen Daten bei den Staats- und Amtsanwaltschaften (StA-
Statistik) Stand: 1. Januar 2004. Eine Erfassung der Strafverfah-
ren nach dem Sachgebiet häusliche Gewalt wird in der Statistik 
nicht vorgenommen. Soweit für das betreffende Delikt ein geson-
derter Sachgebietsschlüssel vorhanden ist (z.B. gef. Körperverlet-
zung) werden die Verfahren aus dem Bereich häusliche Gewalt 
unter dem entsprechenden Sachgebietsschlüssel erfasst. Ist kein 
gesonderter Sachgebietsschlüssel vorhanden, werden die Verfah-
ren unter den Sachgebietsschlüsseln „ allgemeine Strafsachen, für 
die das Gesetz Freiheitsstrafe von nicht unter einem Jahr vor-
sieht“ bzw. „ sonstige allgemeine Straftaten“ erfasst.  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben möglich. Erfahrungen zu der Erfassung nach PEBB§Y liegen noch nicht vor. 
Für Ermittlungsverfahren nach dem GewSchG ist nach PEBB§Y 
kein gesondertes Sachgebiet vorgesehen. 

Niedersachsen Keine Erfahrungen speziell zu 
PEBB§Y. 

Vereinzelt wurde berichtet, dass 
sich die Verfahren im Zusam-
menhang mit häuslicher Ge-
walt, insbesondere dann, wenn 
Kinder und Jugendliche als 
Geschädigte betroffen seien 

Nach dem Geschäftskatalog von PEBB§Y fallen Beleidigung, 
Bedrohung, Körperverletzung, Nötigung und Freiheitsberaubung 
sowie § 4 GewSchG unter MN 15 (sonstige Strafsachen gegen 
Erwachsene); sexuelle Nötigung und sexueller Missbrauch Wider-
standsunfähiger fallen unter MN 8 (Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung einschließlich § 184 StGB) und versuchter und 
vollendeter Totschlag unter MN 1 (Kapitalsachen). Die durch-
schnittlichen Bearbeitungszeiten (einschl. einer Teilnahme an 
i tl H t h dl ) b t h d PEBB§Y
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und die Eintragung in geson-
derte Jugenddezernate als 
Jugendschutzsache erfolge, in 
der von PEBB§Y vorgegebenen 
Zeit nicht sachgerecht bearbei-
ten ließen. Teilweise wird daher 
angeregt, für die Verfahren der 
häuslichen Gewalt einen eige-
nen Sachgebietsschlüssel vor-
zusehen und entsprechende 
Basiszahlen nach PEBB§Y fest-
zulegen, damit dem erhöhten 
Arbeitsaufwand bei der Bear-
beitung jener Verfahren Rech-
nung getragen werden könne.  

einer evtl. Hauptverhandlung) betragen nach dem PEBB§Y-
Gutachten bei MN1= 2.000 Min., bei MN8 = 290 Min. und bei 
MN15 = 95 Min.. 

Mangels entsprechender Verfahrenszahlen betreffend häusliche 
Gewalt ist ein konkret darauf bezogener Personalbedarf nicht zu 
ermitteln. Dem Aspekt des Bezuges bestimmter Verfahren zur 
häuslichen Gewalt kommt im Blick auf eine Personalbedarfsbe-
rechnung derzeit keine verwertbare Aussagekraft zu, § 4 
GewSchG ist erst nach der Hauptuntersuchung zu PEBB§Y in 
Kraft getreten. Die vorgenannten Basiszahlen können wesentlich 
durch die sonstigen zu dem jeweiligen Geschäft gehörigen Ver-
fahren beeinflusst sein. Der evtl. Mehraufwand infolge eines 
Bezuges zur häuslichen Gewalt lässt sich nicht gesondert definie-
ren. 

Da die neue Personalbedarfsberechnung erst seit Beginn des 
Jahres in Kraft ist, bleiben zunächst die weiteren Erfahrungen 
abzuwarten, um beurteilen zu können, ob die für die jeweiligen 
Verfahrensarten nach PEBB§Y vorgegebenen Basiszahlen den im 
Bereich häuslicher Gewalt anfallenden Arbeitsaufwand der 
Staatsanwaltschaften zutreffend bewerten. 

Nordrhein-
Westfalen 

Keine Angaben.  

Rheinland-Pfalz Keine Angaben möglich. Erfahrungen mit PEBB§Y liegen noch nicht vor. 

Saarland Keine Angaben möglich. PEBB§Y wurde erst 2004 eingeführt. 

Sachsen Keine Angaben möglich. Es können noch keine Angaben zu Erfahrungen mit PEBB§Y ge-
macht werden, da die Daten erst seit Anfang 2004 erhoben wer-
den. 

Sachsen-Anhalt Keine Angaben möglich. Siehe oben unter 3.a.1) 

Schleswig-Holstein  Siehe oben unter I.3.b) 

Thüringen Keine Angaben möglich. Da eine Personalbedarfsberechnung für die Staatsanwaltschaften 
noch nicht durchgeführt wurde, liegen keine Erfahrungen vor. 

3. 
c) Sehen die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und ggf. Amtsanwältinnen und Amtsanwälte 
Ihres Geschäftsbereichs unter dem Gesichtspunkt der nachhaltigen Verfolgung häuslicher Gewalt 
Veränderungsbedarf? Wenn ja, welche Veränderungen werden gewünscht? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Kein Veränderungsbedarf. Dem Justizministerium liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass 
die staatsanwaltschaftliche Praxis weiteren Veränderungsbedarf 
sieht, der über die aktuellen Bemühungen der Staatsanwaltschaf-
ten in Baden-Württemberg, häusliche Gewalt konsequent zu 
bekämpfen und zu verfolgen, hinausgeht. 

Bayern Keine Angaben.  

Berlin Von der Staatsanwaltschaft 
sind keine Änderungswünsche 
gemeldet worden. 

Von der zuständigen Abteilung 
der Amtsanwaltschaft wird die 
Festlegung eines Jahrespen-
sums für die Bearbeitung von 
Verfahren wegen häuslicher 
Gewalt gewünscht, das dem 
erhöhten Ermittlungsaufwand 
in diesem Bereich Rechnung 
tragen soll.  

 

Brandenburg Ist nicht bekannt. Allgemein kann gesagt werden, dass PEBB§Y keine Auswirkungen 
f di A d d A l G t h t E i t i
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auf die Anwendung und Auslegung von Gesetzen hat. Es ist ein 
System zur Berechnung des Personalbedarfs. Somit gibt es auch 
keinen Zusammenhang zwischen PEBB§Y und einem eventuellen 
Veränderungsbedarf in dem Gewaltschutzgesetz. 

Bremen Keine Angaben.  

Hamburg Kein Veränderungsbedarf in 
strafrechtlicher Hinsicht bei der 
Verfolgung häuslicher Gewalt. 

Nachhaltige und konsequente Verfolgung häuslicher Gewalt 
erfolgt schon jetzt. Schwierigkeiten ergeben sich häufig bei der 
Beweisführung. Da neben Aussagen der Opfer häufig andere 
Beweismittel nicht zur Verfügung stehen, ist eine Überführung 
kaum möglich, wenn Opfer später keine Aussage machen, weil sie 
sich mit dem Beschuldigten versöhnt haben oder aus anderen 
Gründen. 

Hessen Kann noch nicht beurteilt wer-
den. 

 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Veränderungsbedarf besteht 
nicht. 

Entsprechende Veränderungswünsche hat die staatsanwaltschaft-
liche Praxis nicht angemeldet. Die zugrunde liegenden Delikte 
werden mit dem gebotenen Nachdruck verfolgt. 

Niedersachsen Unter dem Gesichtspunkt der 
nachhaltigen Verfolgung wird 
zumeist kein Veränderungsbe-
darf gesehen. 

Vereinzelt wird auf die Aner-
kennung des höheren Arbeits-
aufwandes insbesondere infolge 
des zumeist problematischen 
Aussageverhaltens der Geschä-
digten hingewiesen. Es wird in 
diesem Zusammenhang jedoch 
auch angemerkt, dass PEBB§Y 
nicht dazu da sei, Schwerpunk-
te der Strafverfolgung zu 
bestimmen. 

 

Nordrhein-
Westfalen 

Nein, noch kein Änderungsbe-
darf mitgeteilt worden. 

 

Rheinland-Pfalz Keine Angaben.  

Saarland Keine Angaben.  

Sachsen Änderungswünsche sind nicht 
bekannt. 

 

Sachsen-Anhalt Keine Veränderungen ge-
wünscht. 

Veränderungen sind bislang weder ausdrücklich gewünscht wor-
den, noch ist Veränderungsbedarf ersichtlich. 

Schleswig-Holstein Veränderungsbedarf in Form 
gesetzgeberischen Handelns 
besteht aus staatsanwaltlicher 
Sicht nicht. 

 

Thüringen Nein. Die staatsanwaltliche Praxis hat bisher keinen Veränderungsbe-
darf für die Verfolgung häuslicher Gewalt mitgeteilt. 

C. Die Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes durch multi-institutionelle Vernetzung 

1. 
a) Gibt es in Ihrem Geschäftsbereich vereinzelt oder flächendeckend Vernetzung der Professio-
nen, die am Schutz vor Partnergewalt beteiligt sind? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Landesweit eingerichtete örtli-
che Projektgruppen, in denen 

Die Bekämpfung häuslicher Gewalt ist seit geraumer Zeit ein 
wichtiges Anliegen der Landesregierung. Anknüpfend an Maß-
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Vertreter der Kommunen, der 
Polizei, der Beratungs- und 
Hilfseinrichtungen sowie der 
Justizbehörden (Amtsgerichte 
und Staatsanwaltschaften) 
zusammenarbeiten. Die Mit-
glieder der Projektgruppen 
variieren von Kommune zu 
Kommune insbesondere hin-
sichtlich der beteiligten Dienst- 
und Beratungseinrichtungen.  

 

Interministerielle Arbeitsgruppe 
(IMA), die sich aus Vertretern 
des Sozial-, des Justiz- und des 
Innenministeriums zusammen-
setzt und vom Sozialministeri-
um geleitet wird. 

Fachbeirat, der zu dem 2001 
durchgeführten Modellversuch 
eingerichtet wurde und danach 
weiterarbeitet. 

nahmen in Österreich wurde zum 1. Juni 2000 der auf ein Jahr 
angelegte „Modellversuch Platzverweis“ eingeleitet, an dem sich 
anfangs 42, zum Ende 86 Städte und Gemeinden beteiligt haben. 
Der eigentliche Modellversuch fand auf der Ebene der örtlichen 
Projektorganisationen (Projektgruppen) statt. Die örtlichen Pro-
jektgruppen arbeiteten unabhängig von der zur strategischen 
Begleitung des Modellversuchs eingesetzten Interministeriellen 
Arbeitsgruppe (IMA). Der Abschlussbericht des Fachbeirats des 
Modellversuchs vom November 2001 ist in das Internet einge-
stellt worden (www.sozialministerium-bw.de) und kann über das 
Sozialministerium kostenlos auch in Papierform bezogen werden. 

Das Platzverweisverfahren wurde danach landesweit eingeführt. 

Die IMA und der Fachbeirat haben ihre Arbeit auch nach Fertig-
stellung des Abschlussberichts fortgesetzt.  

Bayern Ende 2001 Einrichtung der 
Arbeitsgruppe „ Koordinierte 
Krisenintervention“ 

Zur Umsetzung von flankierenden Maßnahmen des Gewalt-
schutzgesetzes sowie für die erforderliche Kooperations- und 
Vernetzungstätigkeit des Bayerischen Staatsministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS) wurde 
Ende 2001 die Arbeitsgruppe „ Koordinierte Krisenintervention“ 
unter Beteiligung des Innen-, Justiz- und Gesundheitsministeri-
ums sowie von Vertreterinnen der Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege und der Landesarbeitsgemeinschaft der Bayeri-
schen Gleichstellungsbeauftragten ins Leben gerufen. Hier wur-
den wesentliche Verbesserungen für eine praxisorientierte Umset-
zung des Gewaltschutzgesetzes auf den Weg gebracht. Unter 
anderem wurde die Öffentlichkeitsarbeit intensiviert.  

Berlin Berliner Interventionszentrale 
bei häuslicher Gewalt e.V. ( BIG 
e.V.) 

Mit der BIG e.V. existiert ein Forum für ressortübergreifende 
Kontakte, das durch die Senatsveraltung für Wirtschaft, Arbeit 
und Frauen gefördert wird. An den von diesem Verein veranstal-
teten regelmäßigen Treffen zu Themen des Gewaltschutzes neh-
men unter anderem Vertreterinnen und Vertreter oberster Lan-
desbehörden unter Einschluss der Senatsverwaltung für Justiz 
sowie von Betroffenenorganisationen teil. 

Im Bereich der mit der Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes 
hauptsächlich betroffenen Amtsgerichte existiert mit Ausnahme 
der Hinweispraxis der örtlichen Polizeibehörden und Sozialver-
bände keine Vernetzung mit anderen Stellen. 

Die Polizei wird insbesondere vom Ausgang eines Gewaltschutz-
verfahrens informiert, wenn zuvor ein sog. Platzverweis ausge-
sprochen wurde. Nach § 29 a Abs. 3 Satz 2 ASOG hat das Gericht 
zudem die Polizei von einer ablehnenden Entscheidung über 
einen zivilrechtlichen Antrag auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung auf Überlassung der gemeinsam genutzten Wohnung zu 
unterrichten. 

Brandenburg Landespräventionsrat 
 
 
 
 

 

Begleitgremium zum Aktions-
plan der Landesregierung zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen 

Das Ministerium für Justiz und für Europaangelegenheiten arbei-
tet sowohl im Landespräventionsrat, als auch in dem Begleitgre-
mium mit. 

Aufgabe des Landespräventionsrates ist auch, auf regionaler 
Ebene vernetzte Maßnahmen zur Verhütung von Gewalttaten im 
sozialen Nahraum zu entwickeln. 

Das Begleitgremium zur Umsetzung des Landesaktionsplans ist 
mit Vertretern der beteiligten Ressorts (Ministerium der Justiz 
und für Europaangelegenheiten, Ministerium des Innern, Ministe-
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Frauen 
 
Vor Ort findet eine Zusammen-
arbeit von Gerichten, Polizei 
und Frauenhäusern statt 

rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen, Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport), eines Vertreters des Landespräventi-
onsrates, einer Vertreterin der Ausländerbeauftragten und der 
Gleichstellungsbeauftragten sowie von Vertretern der Nichtregie-
rungsorganisationen und aus der Praxis besetzt. Hier sind insbe-
sondere Vertreter des Netzwerkes der brandenburgischen Frauen-
häuser e.V., der Polizei, der Familienverbände, des Beirates für 
Flüchtlingsfrauen, des Frauenpolitischen Rates sowie von Opfer-
schutzorganisationen zu nennen. 

Bremen Ressortübergreifende Arbeits-
gruppe „ häusliche Beziehungs-
gewalt 

Arbeitsgruppe des Runden 
Tisches „ Gewalt gegen Frauen“ 
in Bremerhaven 

Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe „ häusliche Beziehungs-
gewalt“ in Bremen sowie die Institutionen in Bremerhaven laden 
in regelmäßigen Abständen die freien Träger zu Arbeitssitzungen 
ein, um u.a. eventuelle Probleme im Zusammenhang mit der 
Begleitung und Beratung von Gewaltopfern und Gewalttätern zu 
erörtern. 

Hamburg „ Runder Tisch gegen häusliche 
Männergewalt“ 

In Hamburg gibt es den institutionsübergreifenden sog. „ Runden 
Tisch“ gegen häusliche Männergewalt, in dessen Rahmen the-
menbezogene Arbeitsgruppen eingerichtet wurden 

Hessen Arbeitsgruppe „ Gewalt im 
häuslichen Bereich“ 

22 regionale Arbeitskreise im 
Jahr 2003 

Das Hessische Ministerium der Justiz ist in der Arbeitsgruppe 
„ Gewalt im häuslichen Bereich“ aktiv vertreten. 

Eine Telefonbefragung der bestehenden 22 regionalen Arbeits-
kreise im Jahr 2003 ergab, dass die meisten Kontakte und die 
Bildung dieser Arbeitskreise auf Initiativen der vor ort tätigen 
Frauenberatungsstellen (Frauenhäuser, Notrufe oder Frauenbe-
auftragte) erfolgten. In fast allen Arbeitskreisen sind kommunale 
Einrichtungen wie Jugend- oder Sozialamt, Gesundheitsamt oder 
die Polizei vertreten. In einer Reihe von Initiativen arbeiten 
Staatsanwälte und Richter mit, auch Bewährungshilfe und Ge-
richtshilfe sind vertreten. In einigen Arbeitskreisen beteiligen sich 
außerdem Ausländerbeauftragte, Männerberatungsstellen, Kin-
derschutzbund und Ärzteschaft. Bezüglich einzelner örtlicher 
Initiativen wird vorgeschlagen, mit dem Hessischen 
Sozialministerium Kontakt aufzunehmen. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Ressortübergreifende Arbeits-
gruppe 
 
 
 
 
 
 

„ Koordinationsprojekt Häusli-
che Gewalt“ beim Landesprä-
ventionsrat 
 
 
 

Praxis-Beirat des Koordinati-
onsprojekts 
 
 
 
 
 
 
 

Vernetzungsprojekte vor Ort 

Zum Zwecke des besseren Informationsaustausches und der 
leichteren Beseitigung etwaiger Hemmnisse besteht eine ressort-
übergreifende Arbeitsgruppe, in der sich regelmäßig Vertreter des 
Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und 
Gesundheit, des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und 
Sport sowie des Niedersächsischen Justizministeriums zusam-
menfinden. Erfahrungen werden ausgetauscht und Verbesserun-
gen gemeinsam erörtert.  

Da alle Maßnahmen des Landes auch auf eine Umsetzung auf 
kommunaler Ebene angewiesen sind, fördert, berät und unter-
stützt das beim Landespräventionsrat angesiedelte „ Koordinati-
onsprojekt Häusliche Gewalt“ die vielfältigen regional und kom-
munal agierenden Einrichtungen und Netzwerke bei ihrer Tätig-
keit.  

Das Projekt wird von einem Praxis-Beirat beraten, der interdiszi-
plinär und aus Fachkräften zusammengesetzt ist, die einen Zu-
gang zur Praxis in den jeweiligen Arbeitsfeldern haben. Die Mit-
glieder sind Expertinnen und Experten aus den Bereichen Polizei, 
Frauenschutzhäuser, Frauenberatung, Familiengericht, Frauenbe-
auftragte, Staatsanwaltschaft und Opferhilfe. Insofern ist der 
Praxis-Beirat der „ Transmissionsriemen“ zwischen der Landes-
ebene und der Praxis in den jeweiligen Arbeitsfeldern und „ vor 
Ort“. 

In nahezu allen Bezirken der Staatsanwaltschaften des Ge-
schäftsbereichs bestehen flächendeckende Vernetzungen der 
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verschiedenen mit der Bekämpfung häuslicher Gewalt befassten 
Institutionen und Professionen (freie Träger, Beratungsstellen, 
Jugend- und Sozialämter, Lehrer, Frauenhäuser, Frauenbeauftrag-
te, Polizei, Rechtsanwaltschaft, Staatsanwaltschaft und Gerichte). 
Allgemeine und spezielle Problematiken werden in zumeist re-
gelmäßigen Arbeitssitzungen interdisziplinär besprochen. 

Nordrhein-
Westfalen 

„ Runde Tische zum Thema 
Gewaltschutz“ in vielen Kom-
munen 

In Nordrhein-Westfalen haben sich seit In-Kraft-Treten des Ge-
waltschutzgesetzes in vielen Kommunen „ Runde Tische zum 
Thema Gewaltschutz gebildet. Neben Vertreterinnen und Vertre-
tern der Fraueninfrastruktur (Beratungsstellen), der Polizei, der 
Kommunen und der Staatsanwaltschaft nehmen auch Richterin-
nen und Richter teil. Diese Runden Tische dienen dem interdis-
ziplinären Erfahrungsaustausch und dem Verständnis für die Rolle 
des anderen.  

Rheinland-Pfalz Oktober 2000 Gründung des 
Rheinland-Pfälzischen 
Interventionsprojekts gegen 
Gewalt in engen sozialen 
Beziehungen (RIGG) 
 
 
 
Landesweiter Runder Tisch 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regionale Runde Tische vor Ort 

Auf Grund eines fraktionsübergreifenden Landtagsbeschlusses 
„ Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen auch in engen sozialen 
Beziehungen ist eine öffentliche Aufgabe“ vom August 1999 (Lt-
Drs. 13/4309) wurde im Oktober 2000 RIGG gegründet. RIGG 
verfolgt eine doppelte Aufgabenstellung, nämlich sowohl die 
Erarbeitung neuer Grundlagen und Materialien, als auch eine 
landesweite Vernetzung durch den Aufbau regionaler Runder 
Tische. Das zentrale Kooperations- und Entscheidungsgremium ist 
der landesweite Runde Tisch, an dem folgende Ressorts vertreten 
sind:  

Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend,  
Ministerium des Innern und für Sport,  
Ministerium der Justiz,  
Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit,  
Landeszentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz e.V., 
Landesarbeitsgemeinschaft der Gleichstellungsbeauftragten, 
Landesarbeitsgemeinschaft und Konferenz der rheinland-
pfälzischen Frauenhäuser, 
Landesarbeitsgemeinschaft der autonomen Notrufe, 
Landesfrauenbeirat Rheinland-Pfalz, 
Landesfrauenrat Rheinland-Pfalz e.V. und 
die kommunalen Spitzenverbände. 

In den regionalen Runden Tischen vor Ort arbeiten Vertreterinnen 
und Vertreter der Polizei, Justiz, Frauenhäuser, Notrufe, Ehe-, 
Familien- und Lebensberatungsstellen, Sozial- und Jugendämter 
sowie Gleichstellungsbeauftragte zusammen. Den regionalen 
Runden Tischen obliegt die Koordinierung und Vernetzung aller 
staatlichen und nichtstaatlichen Einrichtungen vor Ort, die gegen 
Beziehungsgewalt arbeiten. Zukünftig werden sie sich insbeson-
dere mit der Evaluierung und Umsetzung der neuen Grundlagen 
der von den Fachgruppen von RIGG erarbeiteten Materialien 
befassen. Dazu gehören auch Handlungsleitfäden zu einer verbes-
serten Kooperation aller Beteiligten Institutionen vor Ort. 

Zur Koordinierung und zum Informationsaustausch wurde ein 
Plenum aller Runden Tische eingerichtet. Die Koordinierung ob-
liegt dem Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend, das auch 
eine finanzielle Unterstützung für die Runden Tische leistet. 

Saarland Landesweiter „ Runder Tisch 
gegen häusliche Gewalt“ 

Arbeitskreis des Frauennotrufs, 
der sowohl sexualisierte Gewalt 
als auch häusliche Gewalt 
thematisiert 

Koordinierungsstelle gegen 
Häusliche Gewalt mit Arbeits-
gruppe „ Schwachstellenanaly-
se“ 

Im Geschäftsbereich des saarländischen Justizministeriums wer-
den Professionen, die am Schutz vor Partnergewalt beteiligt sind, 
im landesweiten „ Runden Tisch gegen häusliche Gewalt“ ver-
netzt. 

 
 

Die Koordinierungsstelle gegen häusliche Gewalt ist bei dem 
Ministerium der Justiz angesiedelt. 
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Sachsen Lenkungsausschuss zur Be-
kämpfung häuslicher Gewalt 

Präventionsräte in den Regio-
nen, Städten und Landkreisen, 
bei denen in einigen Städten 
Unterarbeitsgruppen zum The-
ma Bekämpfung der häuslichen 
Gewalt eingerichtet wurden. 

2003 wurde ein Lenkungsausschuss zur Bekämpfung häuslicher 
Gewalt eingerichtet. Mitglieder sind die Sächsischen Staatsminis-
terien der Justiz, des Innern, für Soziales und für Kultur, der Städ-
te- und Gemeindetag, die Liga der Wohlfahrtsverbände, Vereine 
der Opferhilfe, die Frauen- und Familienverbände, der Sächsische 
Frauenrat sowie die Landesarbeitsgemeinschaft der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Aufgabe des Lenkungsausschuss ist die res-
sortübergreifende Initiierung und Begleitung von Präventions- 
und Interventionsprojekten gegen häusliche Gewalt. 

Sachsen-Anhalt Interventionsprojekt „ Häusliche 
Gewalt“ 

Auf Grund des Landesprogramms zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und Kinder besteht in Halle seit Mai 2002 das 
Interventionsprojekt „ Häusliche Gewalt“, das die Arbeit der jetzt 
drei Interventionsstellen in Sachsen-Anhalt (Halle, Magdeburg, 
Stendal) koordiniert und fachlich begleitet. Auf diese Weise er-
folgt eine Vernetzung der juristischen Tätigkeit der Staatsanwalt-
schaften und Gerichte mit der Arbeit von Polizei, sozialen Einrich-
tungen, Opferschutzverbänden und Amtsanwaltschaft. 

Schleswig-Holstein Landeskoordinatorin im Minis-
terium für Justiz, Frauen, Ju-
gend und Familie 

Koordinatorinnen auf regionaler 
Ebene 

Nahezu flächendeckende Ver-
netzung in 12 von 15 Kreisen 
und kreisfreien Städten 

In Schleswig-Holstein gibt es im Rahmen des Kooperations- und 
InterventionsKonzepts gegen häusliche Gewalt (KIK) eine nahezu 
flächendeckende Vernetzung der Professionen, die am Schutz vor 
Partnergewalt beteiligt sind. Finanzielle Mittel für eine flächen-
deckende Vernetzung sind vorhanden.  

Thüringen Koordinierungsstelle „ Gewalt-
prävention“ 

Lenkungsgruppe „Wege aus der 
häuslichen Gewalt“ 

2002 hat das Thüringer Kabinett die „Maßnahme der Thüringer 
Landesregierung gegen häusliche Gewalt“ beschlossen. Bereits 
seit Mai 2001 besteht auf Initiative der Koordinierungsstelle 
„ Gewaltprävention“ eine Lenkungsgruppe „Wege aus der häusli-
chen Gewalt“. In dieser Lenkungsgruppe sind die landesweiten 
Gremien vertreten, die sich mit häuslicher Gewalt beschäftigen. 
Zur Umsetzung einzelner Ziele wurden insgesamt sechs Arbeits-
gruppen gebildet (Statistik sowie Hell- und Dunkelfeld, Öffent-
lichkeitsarbeit, Kinder als Betroffene, Täter-Arbeit, Aus- und 
Fortbildung, Gewaltbetroffene Frauen). 

1. 
b) Sind Zivilrichterinnen und Zivilrichter, Strafrichterinnen und Strafrichter und Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte an der Vernetzung beteiligt? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Ja, auf örtlicher Ebene.  

Bayern Keine Angabe.  

Berlin Ja. Richterinnen und Richter bzw. Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte nehmen an den Treffen von BIG e.V. nicht unmittelbar teil. 

Eine Familienrichterin am Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg hat 
sich auf freiwilliger Basis als Ansprechpartnerin für den BIG e.V. 
zur Verfügung gestellt und unterhält in diesem Rahmen auch 
Kontakte zu den die Interventionsprojekte gegen häusliche Ge-
walt begleitenden Universitäten, zur Polizei den Jugendämtern 
und anderen Stellen, die sich mit der Gewaltschutzproblematik 
beschäftigen. 

Brandenburg Ja, vor Ort.  

Bremen Ja. Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte werden jeweils beteiligt, wenn Bezüge zum gerichtlichen 
oder staatsanwaltschaftlichen Verfahren bestehen. 

Hamburg Ja. An den themenbezogenen Arbeitsgruppen haben sich auch Ver-
treterinnen und Vertreter der Zivilgerichtsbarkeit und der 
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Staatsanwaltschaften beteiligt. 

Hessen Ja. An den Sitzungen der Arbeitsgruppe „ Gewalt im häuslichen Be-
reich“ nimmt regelmäßig eine Staatsanwältin (Sonderdezernentin 
für Partnergewalt und sexualisierte Gewalt teil. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Ja. Siehe oben unter 1.a) 

Nordrhein-
Westfalen 

Ja. Siehe oben unter 1.a) 

Bei den Richterinnen und Richtern, die an den Runden Tischen 
teilnehmen, handelt es sich überwiegend um Familienrichterinnen 
und Familienrichter. Strafrichterinnen und Strafrichter sind bisher 
nicht in diese Vernetzung eingebunden. 

Rheinland-Pfalz Nur vor Ort.  

Saarland Ja. Im landesweiten „ Runden Tisch gegen häusliche Gewalt“ ist 
neben dem Ministerium der Justiz auch die Staatsanwaltschaft 
vertreten. 

 

An der Arbeitsgruppe „ Schwachstellenanalyse“ ist neben der 
Staatsanwaltschaft ein Zivilrichter, Direktor eines Amtsgerichts, 
beteiligt. 

Sachsen Ja. In den Präventionsräten haben in der Regel auch Gerichte und 
Staatsanwaltschaften Sitz- und Stimmrecht. 

Darüber hinaus sind Richter und Staatsanwälte in Vereinen der 
Straffälligen- und Opferhilfe persönlich engagiert oder dienstlich 
beratend tätig. Sie übernehmen Lehraufträge in justizinternen 
Fortbildungsseminaren oder treten als Referenten bei organisati-
onsübergreifenden Informationsveranstaltungen auf. 

Sachsen-Anhalt Siehe oben unter 1.a)  

Schleswig-Holstein Ja. Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sind in allen Regionen an 
der Vernetzung beteiligt. Eine Einbeziehung der (Zivil-)Rich-
terschaft ist angestrebt, aber noch nicht flächendeckend gelun-
gen. 

Thüringen Keine konkreten Angaben.  

2. 
Welches sind die jeweiligen Rahmenbedingungen der Vernetzung? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Siehe oben unter 1.a)  

Bayern Siehe oben unter 1.a)  

Berlin Siehe oben unter 1a.) und 1.b)  

Brandenburg Siehe oben unter 1.a) und 1.b)  

Bremen Die ressortübergreifende Ar-
beitsgruppe ist als ständiges 
Gremium mit anlassbezogenen 
Sitzungsterminen eingerichtet. 
Sie berichtet etwa jährlich dem 
Senat der Freien und Hanse-
stadt Bremen, der den Bericht 
an die Bremische Bürgerschaft 
weiterleitet. 

Die im ersten Bericht der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe 
vorgeschlagenen Maßnahmen wurden umgesetzt. Darüber hi-
nausgehende neue Maßnahmen wurden entwickelt und befinden 
sich noch in der Umsetzung, darunter eine Fortbildung für Bera-
tungslehrer und Beratungslehrerinnen zum Thema häusliche 
Gewalt. 

 

Hamburg Der „ Runde Tisch gegen Män-
nergewalt“ wurde 1999 ge-
gründet mit dem Ziel, ein Dis-
kussionsforum zum Thema 
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„ häusliche Männergewalt“ 
einzurichten und ggf. an der 
Entwicklung von Maßnahmen 
zur Bekämpfung häuslicher 
Männergewalt und ihrer Folgen 
mitzuwirken. Beteiligt sind freie 
Träger und behördliche Einrich-
tungen, die mit dem Thema 
häusliche Gewalt befasst sind. 

Hessen Siehe oben unter 1.a) und 1.b)  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Siehe oben unter 1.a)  

Nordrhein-
Westfalen 

Die Rahmenbedingungen sind 
vor Ort unterschiedlich ausge-
staltet. 

Für das Justizministerium ist die Feststellung wichtig, dass die 
Teilnahme von Justizangehörigen stets freiwillig ist. 

Rheinland-Pfalz Siehe oben unter 1.a)  

Saarland Siehe oben unter 1.a) Der „ Runde Tisch gegen häusliche Gewalt“ tagt in vierteljährli-
chen Abständen. Neben Vertreterinnen und Vertretern der Minis-
terien (Justiz; für Frauen, Arbeit, Gesundheit und Soziales; für 
Inneres und Sport) arbeiten Vertreterinnen und Vertreter der 
Landkreise, der Jugendämter, der kommunalen Frauenbeauftrag-
ten, der Frauenhäuser, des Frauennotrufs, der Beratungsstelle für 
Migrantinnen und eines Trägers der freien Wohlfahrtspflege 
(AWO, Trägerin der Frauenhäuser im Saarland) mit. Die Federfüh-
rung des „ Runden Tischs“ und der Arbeitsgruppe hat die Koordi-
nierungsstelle gegen häusliche Gewalt inne, die beim Ministerium 
der Justiz angesiedelt ist und von den drei vorgenannten Ministe-
rien getragen wird. 

Sachsen  Siehe oben unter 1.a) 

Sachsen-Anhalt Siehe oben unter 1.a)  

Schleswig-Holstein Siehe oben unter 1.a) Auf Landes- und regionaler Ebene sind Koordinatorinnen tätig. 
Sie führen in den jeweiligen Regionen insbesondere die Vertrete-
rinnen und Vertreter von Polizei, Justiz, Jugendhilfe und Bera-
tungseinrichtungen zusammen und fördern den Prozess der ge-
genseitigen Abstimmung, um den Schutz vor häuslicher Gewalt 
zu effektivieren. Auf regionaler Ebene finden mindestens drei 
Sitzungen/Jahr statt, auf Landeseben mindestens eine. Beide 
Ebenen sind eng miteinander verknüpft. Regelmäßige Treffen 
zwischen regionaler und Landeskoordination gewährleisten die 
notwendige Transparenz. 

Thüringen Siehe oben unter 1.a)  

3. 
Wird die Vernetzung durch Ihr Haus oder durch andere Ministerien Ihres Landes unterstützt? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Ja. Zusammenarbeit in der IMA, siehe oben unter 1.a) 

 

 

Bayern Ja. Siehe oben unter 1.a) 

Berlin Ja.  

Brandenburg Ja. Das Ministerium für Justiz und Europaangelegenheiten arbeitet 
im Landespräventionsrat und im Begleitgremium mit. Im Übrigen 
siehe oben unter 1.a). 

Bremen Ja. Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe wird vom Senator für 
tüt t
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Justiz und Verfassung mit jährlich 5.000 Euro unterstützt. 

Hamburg Ja. Die Vernetzung wird durch die aktive Beteiligung der mit dem 
Thema „ häusliche Gewalt“ befassten Behörden unterstützt. Am 
Runden Tisch nehmen regelmäßig Vertreterinnen und Vertreter 
der Behörde für Inneres, des Landeskriminalamtes, der Behörde 
für Soziales und Familie, der bezirklichen Jugendämter sowie der 
Justizbehörde teil. 

Hessen Ja. Aktive Teilnahme des Hessischen Ministeriums der Justiz an der 
Arbeitsgruppe „ Gewalt im häuslichen Bereich“. 

Von einer Unterarbeitsgruppe wurde der Empfehlungskatalog 
„ Gewalt gegen Kinder in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt“ 
formuliert und den Gerichten sowie Jugendhilfeeinrichtungen 
und freien Trägern zur Verfügung gestellt. 

Zur besseren Information der Rechts- und Hilfesuchenden hat das 
hessische Ministerium der Justiz ein Merkblatt „ Zivilrechtlicher 
Schutz vor häuslicher Gewalt“ entworfen, das bei den Rechtsan-
tragsstellen ausliegt und über die Internetseite des Ministeriums 
heruntergeladen werden kann. Auch im Fortbildungskonzept des 
Justizministeriums hat das Thema „ häusliche Gewalt“ seinen 
festen Platz. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Ja. Siehe oben unter 1.a) 

Nordrhein-
Westfalen 

Ja. Die Vernetzung wird durch das Justizministerium und das Minis-
terium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes 
Nordrhein-Westfalen unterstützt. 

Rheinland-Pfalz Ja. Siehe oben unter 1.a) 

Saarland Ja. Siehe oben unter 2.) 

Sachsen Ja. Das Sächsische Ministerium für Justiz unterstützt die Tätigkeit 
der Präventionsprojekte durch die Freistellung der Mitarbeiter von 
ihren dienstlichen Verpflichtungen. 

Fortbildungsangebote des Sächsischen Ministeriums der Justiz 
zum Themenkomplex „ häusliche/sexuelle Gewalt“ erfassen neben 
den fachlichen Themen auch solche Bereiche, die sich mit den 
Möglichkeiten der multiinstitutionellen Vernetzung unter Beteili-
gung nicht juristischer Professionen befassen. Dabei erfolgen 
Fortbildungsangebote auch in Kooperation mit anderen Partnern, 
so z.B. in einem Fall mit dem Land Sachsen-Anhalt. Es wird ver-
sucht, in Fortbildungsangeboten Anstöße zu bieten, Kooperatio-
nen aufzubauen. 

Sachsen-Anhalt Siehe oben unter 1.a)  

Schleswig-Holstein Ja. Die Vernetzungsarbeit ist durch das Finanzierungsausgleichsge-
setz abgesichert. 

Thüringen Ja. Das Thüringer Justizministerium arbeitet in mehreren der oben 
unter 1.a) genannten Arbeitsgruppen mit. Durch sie soll eine 
Optimierung der Präventionsmaßnahmen und eine stärkere Ver-
netzung zum besseren Schutz der Opfer von häuslicher Gewalt 
erreicht werden. Beispielhaft ist hier die AG Aus- und Fortbildung 
zu nennen. Ausgehend von den „ Standards und Empfehlungen für 
die Aus- und Fortbildung zum Thema häusliche Gewalt“ unter-
sucht sie in Absprache mit der Praxis alle betroffenen Bereiche 
nach Verbesserungsmöglichkeiten. Ergänzend bereitet das Thürin-
ger Justizministerium die Einrichtung einer ressortübergreifenden 
Arbeitsgruppe „ häusliche Gewalt“ vor. 
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4. 
Wie sieht gegebenenfalls die Unterstützung der Vernetzung aus? 

Bundesland Antwort Zusätzliche Angaben 

Baden-Württemberg Erstellung von Broschüren und 
Informationen 
 
 
 
 
 
 
 

Förderung von Täter-
Trainingskursen im Rahmen 
eines neuen Schwerpunktes 

Zuletzt wurde die Informationsbroschüre „ Informationen zum 
Platzverweis bei häuslicher Gewalt“ ausgearbeitet, die Tipps und 
Antworten auf häufig gestellte Fragen gibt und Adressen von 
Beratungsstellen aufführt (abrufbar unter 
www.sozialministerium-bw.de). Diese Broschüre soll 2004 in 
verschiedene Sprachen (türkisch, italienisch, kroatisch, serbisch, 
russisch, griechisch und polnisch) übersetzt werden. Weiter wird 
vom Sozialministerium die Handreichung „ Platzverweisverfahren 
in Fällen häuslicher Gewalt“ herausgegeben. 

In jüngerer Zeit wird der Blick verstärkt auf den häuslichen Ge-
walttäter gerichtet. Ein neuer Schwerpunkt liegt deshalb im 
Bereich der Anti-Gewalt-Trainingskurse, die sich speziell an die 
Täter der häuslichen Gewalt richten. Die Landesstiftung Baden-
Württemberg hat hierzu ein besonderes Förderprogramm aufge-
legt und eine Ausschreibung durchgeführt, die Ende letzten Jah-
res abgeschlossen worden ist. Seitdem wird die Arbeit von 17 
Projekten, deren Hilfsangebote sich speziell an die Täter richten, 
durch gezielten Einsatz von Landesmitteln unterstützt. Das Jus-
tizministerium unterstützt diese Initiativen und wirkt im Rahmen 
des rechtlich Zulässigen darauf hin, dass Täter häuslicher Gewalt 
etwa im Rahmen von staatsanwaltlichen oder gerichtlichen Auf-
lagen dazu angehalten werden, an Anti-Gewalt-Trainingskursen 
teilzunehmen. 

Bayern Ja. Vom StMAS wurde ein Faltblatt in 11 Sprachen erstellt. Weitere 
Informationen zum GewSchG sind über die Web-Seite 
www.gewaltschutz.bayern.de abrufbar.  

Im April 2002 wurde vom Bayerischen Staatsministerium des 
Innern unter Mithilfe des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz eine Informationsbroschüre „ Häusliche Gewalt, Informati-
onen über das polizeiliche Einschreiten“ herausgebracht. 

Vom Justizministerium wurde ein eigenes Informationsblatt zum 
Gewaltschutzgesetz erstellt. 

Um die Polizei frühzeitig über den Erlass einer Schutzanordnung 
zu unterrichten und einen bestmöglichen Schutz für das Opfer zu 
erreichen, wurde in den bayerischen Sondervorschriften der MiZi 
seit 1. September 2003 eine Übermittlungspflicht an die Polizei 
geregelt. Eine Aufnahme in die bundeseinheitliche MiZi scheiter-
te, da von einzelnen Justizverwaltungen § 17 Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 
4 EGGVG als Rechtsgrundlage nicht als ausreichend angesehen 
wurde. 

Berlin Siehe oben unter 1.a) In Zusammenarbeit mit dem BIG e.V. hat die Senatsverwaltung 
für Justiz – zuletzt im März 2002 – Fortbildungen für Richterin-
nen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie 
Amtsanwältinnen und Amtsanwälte zu den zivilrechtlichen und 
strafrechtlichen Aspekten des GewSchG angeboten. Die Durch-
führung der Veranstaltungen war wegen zu geringer Teilnehmer-
zahl oder fehlender Haushaltsmittel jedoch nicht regelmäßig 
möglich.  

Brandenburg Keine gesonderte Angabe.  

Bremen Siehe oben unter 3.) Der Senat hält es weiter für erforderlich, das Problem der häusli-
che Beziehungsgewalt noch stärker durch Öffentlichkeitsarbeit zu 
transportieren und präventive Maßnahmen wie z.B. die bereits 
angebotenen Fortbildungen zu ergänzen. 

Hamburg  Die Unterstützung besteht über die Teilnahme am Runden Tisch 
hinaus darin, - insbesondere seitens der Justizbehörde und der 
Behörde für Soziales und Familie – dem Runden Tisch Räume für 
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die Sitzungen bereit zu stellen sowie an der Vorbereitung und 
Durchführung der Sitzungen aktiv mitzuwirken.  

Hessen Siehe oben unter 3.)  

Mecklenburg-
Vorpommern 

Keine Angaben.  

Niedersachsen Siehe oben unter 1.a)  

Nordrhein-
Westfalen 

 Zur Ausgestaltung dieser Unterstützung sei beispielhaft auf die 
Aktivitäten des Justizministeriums hingewiesen: 

Neben den Fortbildungsaktivitäten der Deutschen Richterakade-
mie und der Justizakademie des Landes Nordrhein-Westfalen 
wurde speziell zur Thematik „ Häusliche Gewalt“ im Juni 2002 
eine Arbeitstagung mit dem Leitthema „ Gesetz zur Verbesserung 
des zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen 
sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung (Ge-
waltschutzgesetz)“ durchgeführt, die sich an Richterinnen und 
Richter der Familiengerichte wandte. Im November 2003 hat das 
Justizministerium in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 
Gesundheit und Soziales, Frauen und Familie einen ganztägigen 
Workshop zum Thema „ Gewaltschutz“ durchgeführt. Dieser dien-
te gleichermaßen der Information wie dem Erfahrungsaustausch. 
Aus diesem Grunde wurden die vorhandenen Plätze je zur Hälfte 
mit Richterinnen und Richtern einerseits und Beraterinnen und 
Berater der Familienhilfeeinrichtungen andererseits besetzt. 
Themen dieser Veranstaltung waren: „ Gerichtliche Maßnahmen 
nach polizeilichen Einsätzen zu häuslicher Gewalt“ und „ Runde 
Tische zum Abbau häuslicher Gewalt“. Im November 2003 hat 
sich darüber hinaus eine repräsentative Gruppe von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der bei allen Staatsanwaltschaften ange-
siedelten Gerichtshilfe in einem mehrtägigen Workshop mit dem 
Thema „ Häusliche Gewalt“ befasst. Weitere Veranstaltungen – 
auch in interdisziplinärer Besetzung – sind für die Folgejahre 
geplant. 

Rheinland-Pfalz  Siehe oben unter 1.a) 

Zur Fortbildung: 

Im November 2000 wurde eine Tagung „ das neue Gewaltschutz-
gesetz“ in Zusammenarbeit mit der Rechtsanwaltskammer Kob-
lenz durchgeführt. Die Veranstaltung beschäftigte sich sowohl 
mit dem Umgang und der Entstehung von Gewalt, als auch mit 
den rechtlichen Möglichkeiten. Zielgruppe waren Zivilrichter, 
insbesondere Familienrichter, und Rechtsanwälte. 

Im November wurde die Reihe der gemeinsamen Veranstaltungen 
des Ministeriums der Justiz, des Ministeriums des Innern und für 
Sport und der Rechtsanwaltskammer Koblenz mit der Veranstal-
tung „ Gewalt im sozialen Nahbereich“ fortgesetzt. Die Tagung 
stand Richtern, Staatsanwälten, Polizeibeamten und Rechtsan-
wälten offen und beschäftigte sich u.a. mit soziologischen und 
kriminologischen Erkenntnissen zum Thema Gewalt sowie mit 
Erfahrungen mit dem Gewaltschutzgesetz in Österreich. Sie dien-
te zudem dem Erfahrungs- und Meinungsaustausch. Die Reso-
nanz auf diese Tagung war sehr positiv und führte zu Anfragen 
für die Folgeveranstaltung, die im Frühjahr 2005 stattfindet.  

Saarland  Siehe oben unter 2.) 

Sachsen Siehe oben unter 3.)  

Sachsen-Anhalt Siehe oben unter 1.a)  

Schleswig-Holstein Siehe oben unter 3.) Pro Region stehen 10.300 Euro für die Koordinationsarbeit zur 
Verfügung. Zudem werden durch das Land Fortbildungen für die 
regionalen Koordinatorinnen organisiert und (kostenlos) angebo-
ten. Auch finden gemeinsame Öffentlichkeitskampagnen statt. 
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Thüringen Siehe oben unter 3.  

IV. Resümee 

1. Allgemeines 
Das Ziel der Umfrage, einen Überblick über den aktuellen Stand der Umsetzung des Gewaltschutzgeset-
zes zwei Jahre nach dessen Inkrafttreten zu gewinnen, ist weitgehend erreicht worden. Zum Teil erfolg-
ten die Antworten sehr umfangreich nach Beteiligung des jeweiligen Geschäftsbereichs des Bundeslan-
des, so dass ein umfassendes Bild der praktischen Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes entstanden ist. 
Demgegenüber wurde in einem Bundesland (Sachsen-Anhalt) im Bereich Zivilgerichtsbarkeit aus grund-
sätzlichen Erwägungen wegen der Unabhängigkeit der Richter und in einem Bundesland (Hessen) wegen 
der Arbeitsüberlastung der Praxis von einer Beteiligung des Geschäftsbereichs ausdrücklich abgesehen. 
Das mitgeteilte Zahlenmaterial ist zwar (noch) nicht sehr vollständig. Deutlich wird jedoch bereits jetzt, 
dass in den Bundesländern, in denen Zahlenmaterial vorhanden ist, die Bewertung des richterlichen bzw. 
staatsanwaltlichen Pensums nicht dem in den einzelnen Fällen zur Bearbeitung erforderlichen Aufwand 
entspricht, was in einem Bundesland als Erfahrung aus der Praxis auch ausdrücklich benannt wird. 

2. Im Einzelnen: 

2.1. Aus den Antworten im Bereich Zivilgerichtsbarkeit  
a) Die im Gewaltschutzgesetz begründeten unterschiedlichen Zuständigkeiten der Familien- und Zivilge-
richte bei den Amtsgerichten werden in mehreren Bundesländern kritisch gesehen und als besonderes 
Problem bei der Gesetzesanwendung benannt. Die Notwendigkeit der Lösung dieser Zuständigkeitsprob-
lematik wird, wie von Bremen zu Recht erwähnt, im gesetzgeberischen Raum diskutiert. Allerdings belegt 
das Ergebnis der Umfrage nicht nur das Erkennen dieser Problematik, sondern weist auch praktikable 
Lösungsmöglichkeiten dieses Problems bereits nach der geltenden Rechtslage aus. Ein Abwarten des ge-
setzgeberischen Handelns ist mithin nicht zwingend notwendig, um die Umsetzung des Gewaltschutzge-
setzes in der Praxis zu erleichtern. In diesem Zusammenhang kommt gerade auch der Überlegung Bedeu-
tung zu, dass insbesondere im Hinblick auf die besondere Problematik der Gewaltschutzsachen die Ein-
richtung von besonderen richterlichen Zuständigkeiten für Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz an-
gezeigt wäre, wie es in Bayern und Niedersachsen bereits teilweise geschehen ist. 
b) Auch wenn bisher die Zahlen des richterlichen Pensums noch nicht evaluiert sind, kann und muss ge-
rade in diesem Zusammenhang konstatiert werden, dass die Bewertung der Gewaltschutzsachen vor dem 
Familiengericht nach PEBB§Y, die gegenüber den allgemeinen Zivilsachen nach dem Gewaltschutzgesetz 
noch günstiger ist, der besonderen Problematik und dem höheren Arbeitszeitaufwand in diesen Verfahren 
nicht gerecht wird. Die Basiszahl von 170 Minuten je Verfahren in Gewaltschutzsachen vor dem Famili-
engericht könnte leicht Richterinnen und Richter dazu veranlassen, bei Anträgen nach dem Gewalt-
schutzgesetz im einstweiligen Verfahren vor Erlass eines Beschlusses eine mündliche Verhandlung durch-
zuführen, um das Verfahren mit geringem Zeiteinsatz abzuschließen.  
Dies könnte deshalb als zeitsparende Bearbeitungsmöglichkeit angesehen werden, weil ein in der mündli-
chen Verhandlung geschlossener Vergleich das Verfahren ohne weiteren Arbeitsaufwand endgültig been-
den würde. Das widerspräche allerdings der Intention des Gesetzes:  
Zum Einen führt gerade die kurzfristige Konfrontation von Antragstellerin/Antragsteller und Antragsgeg-
ner/in in der mündlichen Verhandlung zu einer Vertiefung der Verletzungen und möglicherweise erneuter 
oder erhöhter Gefährdung. Es ist durch Forschungen belegt, dass gerade die Zeit der Trennung oder der 
Gegenwehr auf Seiten der oder des Verletzten für diese/diesen besonders gefährlich in Hinblick auf wei-
tere Übergriffe ist. 
Zum anderen verzögerte diese Vorgehensweise grundsätzlich den Schutz der Antragstellerin/des An-
tragstellers. Die Anordnung der mündlichen Verhandlung könnte zudem mittelfristig als Entwertung des 
Beweismittels der Glaubhaftmachung verstanden werden, da im Grundsatz durch die Glaubhaftmachung 
die Basis für den Erlass eines Beschlusses bereits geschaffen ist und es der Anberaumung einer mündli-
chen Verhandlung nur bei Zweifeln an der Glaubhaftmachung bedarf. Für die oder den Antragsteller wäre 
demnach die Anberaumung der mündlichen Verhandlung nicht, wie es in den Antworten der Umfrage 
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anklang, als (ohnehin zweifelhafte) Befriedungsmöglichkeit anzusehen, sondern als Beleg für Misstrauen 
des Gerichts gegenüber der Glaubhaftigkeit der Angaben. Dass die Äußerungen der Antragstellerin oder 
des Antragstellers in einer mündlichen Verhandlung mit gewissem Zeitabstand zum antragveranlassen-
den Akutgeschehen weniger dramatisch und bedrohlich klingen, wie aus Baden-Württemberg berichtet 
wird, liegt nicht nur in allgemein soziologisch-juristischer Problematik begründet, weil z.B. der persönli-
che Auftritt vor Gericht zumeist per se einschüchternd wirkt. Vielmehr dürfte dies seine Ursache auch in 
der Besonderheit der Gewaltproblematik haben, die allein durch den Antrag nicht erledigt oder nachhal-
tig unterbrochen wird. Die Einflussnahme durch den Antragsgegner wirkt, sei es auch nur als angstauslö-
sendes Moment, weiter.  
Dabei bedeutet schlussendlich jeder geschlossene Vergleich ein Außer-Kraft-Setzen der Schutzfunktion 
in Form der Strafverfolgungsmöglichkeit des § 4 Gewaltschutzgesetz mindestens ex nunc, es sei denn, 
dass bezüglich einzelner Punkte des Antrags nach § 1 GewSchG trotz Vergleich im übrigen ein Beschluss 
erlassen wird. Eine Rücknahme des Antrags auf Erlass einer Schutzanordnung in der mündlichen Ver-
handlung ließe gar den Schutz des § 4 GewSchG rückwirkend ganz entfallen und würde im Falle eines 
infolge erneuter Übergriffe gestellten neuen Antrages einen antragsgemäßen Beschluss zumindest er-
schweren. 
c) Einige Antworten auf die Umfrage scheinen schließlich darauf hinzuweisen, dass die Einschätzung der 
Bedrohungssituation der antragstellenden Person hinsichtlich ihrer Ernsthaftigkeit Schwierigkeiten berei-
tet, was Auswirkungen auf die Fortführung des Verfahrens bis hin zur erwirkten Klagerücknahme trotz 
fortbestehender Gefahrensituation haben kann. Dies könnte auch mit mangelnder Information der Ent-
scheidenden über die spezielle Problematik der Gewaltdynamik zusammenhängen. Um dem entgegen zu 
wirken ist flächendeckende Fortbildung der Richter gerade auch in diesem Punkt vordringlich. 
d) Zu den Erfahrungen und Veränderungswünschen aus der Praxis hat die Umfrage zunächst aus zwei 
Ländern (Schleswig-Holstein, Thüringen) ergeben, dass die Praxis das Gewaltschutzgesetz und seine 
Möglichkeiten ausdrücklich begrüßt. Kritisch gesehen werden die Zuständigkeitsproblematik, die Beweis-
schwierigkeiten und die sachgerechte Bewertung des Arbeitsaufwandes nach PEBB§Y gerade in diesen 
Verfahren. 

2.2. Die Antworten im Bereich Strafverfolgung:  
a) Erfreulich und ausdrücklich zu begrüßen ist die Tatsache, dass fast überall in den Staatsanwaltschaf-
ten Sonderdezernate für die Bearbeitung der Verfahren aus dem Bereich der häuslichen Gewalt einge-
richtet worden sind. Von einem Bundesland wird eine Definition für den Begriff der häuslichen Gewalt 
mitgeteilt. Im Übrigen ist eine Begriffsklärung jedoch nicht ersichtlich. Die derzeit in der bundesweiten 
Diskussion zur Begriffsklärung befindlichen Definitionen sollen hier zunächst nicht eingebracht werden. 
Die Ausgestaltung der Sonderdezernate ist unterschiedlich: So gibt es reine Amtsanwaltsdezernate, reine 
Staatsanwaltsdezernate und gemischt Staatsanwalts- und Amtsanwaltsdezernate in den Behörden als 
Sonderdezernate häusliche Gewalt. Soweit von einem Bundesland auf den Schwerpunkt der Privatklage-
delikte im Bereich der häuslichen Gewalt als Begründung für die ausschließliche Einrichtung amtsan-
waltschaftlicher Sonderdezernate hingewiesen wird, ist festzustellen, dass zum einen eine Verweisung 
auf den Privatklageweg in diesem Bereich ohnehin nicht mehr erfolgen soll. Zum anderen überzeugt 
dieses Argument auch deshalb nicht, weil auch im Bereich der dem staatsanwaltlichen Bereich vorbehal-
tenen Delikte häusliche Gewalt in Form schwerwiegenderer Delikte vorkommt, deren Bearbeitung diesel-
be besondere Kenntnis der Problematik in Gewaltschutzsachen voraussetzt wie bei den Amtsanwaltsde-
likten. 
b) Fallzahlen werden nur aus einigen Bundesländern mitgeteilt. Das Bild der Fallzahlen ist uneinheitlich. 
Dies beruht auf dem Umstand, dass diese Fallzahlen nur in einzelnen Bundesländern oder von einzelnen 
Behörden ausgewiesen werden. Aussagen zur Häufigkeit lassen sich auf dieser Basis nicht verlässlich 
treffen, zumal der Erfassungsgrad unterschiedlich sein dürfte.  
Grundsätzlich erfolgt bundeseinheitlich keine gesonderte statistische Erhebung von Fallzahlen häuslicher 
Gewalt. Die Erhebung in einzelnen Behörden erfolgt in der Initiative der Behördenleitungen. Soweit Zah-
len mitgeteilt wurden, kann jedoch eine steigende Tendenz der Fallzahlen konstatiert werden. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass insbesondere die Verfolgung der Vergehen nach § 4 GewSchG zum einen erst ab 
etwa Mitte 2002 überhaupt praktische Relevanz erhielt, zum anderen wegen zahlreicher rechtlicher Un-
klarheiten in der praktischen Anwendung nur zögerlich begann. 
Soweit Zahlen nach PEBB§Y in Bezug genommen wurden, ist in diesem Zusammenhang zu berücksichti-
gen, dass der Haupterhebungszeitraum für PEBB§Y bis Mitte des Jahres 2002 reichte, die Zahlen nach 
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dem Gewaltschutzgesetz in die PEBB§Y-Zahlen mithin keinen Eingang gefunden haben können. Auch der 
Paradigmenwechsel und die nachhaltige Verfolgung häuslicher Gewalt in jedweder Deliktsform konnte 
für die PEBB§Y-Zahlen keine Wirkung mehr entfalten. Die von Schleswig-Holstein übermittelten Zahlen 
belegen noch immer einen erhöhten Anteil an Einstellungen insbesondere auch unter Verweisung auf den 
Privatklageweg. Gerade diese Erledigungsform ist jedoch nach dem Beschluss der Justizministerkonferenz 
von 1994 und nach dem mit dem Gewaltschutzgesetz implizierten Paradigmenwechsel nicht (mehr) vor-
gesehen. Konkrete Aussagen zu diesen Fragen werden nur durch insoweit differenzierte Erhebung von 
Vergleichszahlen für die Jahre 2001 bis 2004 einschließlich möglich sein. Jedenfalls kann aus den bishe-
rigen Zahlen eine Aussage dahin nicht getroffen werden, dass eine Berücksichtigung der häuslichen Ge-
walt als gesondertes Geschäft im Rahmen von PEBB§Y nicht erforderlich wäre. Nur der Vollständigkeit 
halber sei in diesem Zusammenhang auf die Ergebnisse der von der Bundesregierung in Auftrag gegeben 
Forschungen hingewiesen. 
c) In engem Zusammenhang zur Frage der bisherigen und zukünftigen zahlenmäßigen Bewertung der 
Verfahren wegen häuslicher Gewalt steht die von den Bundesländern mitgeteilte Praxiseinschätzung, 
wonach die mangelnde Akzeptanz des erhöhten Ermittlungsaufwandes, dem die Pensenzahlen auch un-
ter PEBB§Y nicht gerecht werden, durch die Praxis beklagt wird. 
d) Folgend aus den Einschätzungen wird zu den Erfahrungen und Veränderungswünschen aus der Praxis 
insbesondere der Wunsch nach einer pensenmäßig dem erhöhten Ermittlungsaufwand gerecht werden-
den Bewertung berichtet und die besondere Beweisproblematik insbesondere bei aussageverweigernden 
Opfern beklagt. 
c) Eine wie auch immer ausgestaltete Beteiligung der Strafrichterinnen und Strafrichter wird aus keinem 
Bundesland mitgeteilt. Dabei sollten auch sie in die nachhaltige Ächtung und Verfolgung häuslicher Ge-
walt einbezogen sein.  

2.3. Die Antworten zum Bereich multi -institutionelle Vernetzung  
Die Vernetzung ist in einem großen Teil der Bundesländer augenscheinlich recht gut gelungen. Dies gilt 
sowohl für die horizontale Vernetzung der mit häuslicher Gewalt befassten Professionen einer Ebene, als 
auch vertikal für die Vernetzung der verschiedenen Ebenen untereinander. Allerdings kann von einer voll-
ständigen Vernetzung sicher noch nicht ausgegangen werden, so dass auch in diesem Bereich noch eini-
ge Arbeitsschritte erfolgen müssen. 
Einzelne mitgeteilte Beispiele der Vernetzung und Fortentwicklung der Arbeit im Feld häusliche Gewalt 
sind beispielgebend und nachahmungswürdig, z.B. im Bereich der Förderung von Täterarbeit und der 
finanziellen Absicherung der Vernetzung. 
Auffällig ist die völlig fehlende Einbeziehung der Strafrichterinnen und -richter in die Vernetzung, die 
aber zumindest beratend an der Vernetzung teilnehmen sollten, wenn denn nachhaltige Verfolgung zur 
Durchsetzung der Intentionen des Gewaltschutzgesetzes, nämlich des Paradigmenwechsels zur Bekämp-
fung der Gewalt in der Gesellschaft, ernst genommen werden. 
Zu bemängeln ist ferner, dass aus den Antworten kaum eine Einbeziehung des Gesundheitsbereichs in die 
regionale Vernetzung hervorgeht. Gerade der Gesundheitssektor muss jedoch gezielt eingebunden wer-
den. So hat der Befund mehrerer Studien aus dem Ausland, nunmehr bestätigt durch die jüngste For-
schung in Deutschland ergeben, dass die erste, oft einzige Ansprechperson von Gewaltbetroffenen die 
eigene Hausärztin oder der Hausarzt bzw. das Personal der notärztlichen Versorgung ist.13 Der Gesund-
heitssektor ist als Partner der multi-disziplinären Vernetzung an exponierter Position, um eine verbesser-
te niedrigschwellige Intervention und damit Schutz vor Gewalt für alle Bevölkerungsschichten und Al-
tersgruppen zu erreichen. Nach den Praxiserfahrungen und Ergebnissen diverser Studien und nicht zu-
letzt dem Weltbericht Gewalt und Gesundheit der WHO (2002) besteht zugleich noch erheblicher Bedarf 
an Information und Anleitungen, um eine ausreichende Handlungssicherheit bei den Gesundheitsprofes-
sionen zu erzielen.  
3. Ächtung und Ahndung häuslicher Gewalt sind eine grundlegende rechtspolitische Aufgabe in unserer 
Gesellschaft. Der djb wird deshalb weiterhin die festgestellten gesetzlichen und praktischen Umset-
zungsmängel abzustellen suchen, insbesondere die erforderlichen Reformen der verfahrensrechtlichen 
Regelungen und die dienstliche Anerkennung der Wichtigkeit dieser Aufgabe weiter forcieren, Vernet-

                                                           
13 So auch die wissenschaftliche Begleitung zum Berliner S.I.G.N.A.L.-Interventionsprogramm wie auch die erste bundesweite 

Prävalenzstudie zu Gewalt gegen Frauen „ Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“. 
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zung und Fortbildung auf allen Ebenen fördern und die Entwicklung eines Leitfadens für den praktischen 
Verfahrensablauf in den verschiedenen Bereichen prüfen und vorantreiben.  
 
Göttingen/Berlin, 1. Oktober 2004 
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Präsidentin       Vorsitzende der Kommission 
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